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Deutſche Hilfe für Rußland
Es darf mit großer Genugtuung aufgenommen werden,

eaß Deutſchland allen anderen voran den Hilferuf des
hungernden Sowjetrußland mit der Erklärung
beantwortet hat, es ſei bereit, nach Kräften zu helfen.
Deutſchland kann keine Lebensmittel ſchicken, aberandere Dinge, die Rußland dringend braucht, wie Arznei
mittel und ärztliche Jnſtrumente. Es könnte vielleicht mit
eringen Mitteln noch mehr leiſten, wenn es Aerzte und erſehrene Organiſatoren ſch eumigſt nach Rußland ſhicte, um

in Unterſtützung der dort gebildeten Organiſationen das
Hilfswerk ſo wirkungsvoll wie möglich zu geſtalten.

Es iſt ein intereſſantes Zeichen der in Rußland be-
ginnenden Wandlung, daß in Moskau ein Hilfskomitee ge
bildet werden konnte, das neben bekannten bolſchewiſtiſchen
Führern auch menſchewiſtiſche und noch weiter
recht s ſtehende Politiker umfaßt. Der Zuſammenſetzung
dieſes Komitees entſpricht ja auch die Tatſache, daß ſich die
bolſchewiſtiſche Regierung in ihrer großen Not ungeſcheut
an die Regierungen bürgerlicher Staatenhilfeſuchend gewendet t

Die entſchiedene Stellungnahme der deutſchen Regie-
rung in dieſer Frage iſt vielleicht nicht zum mindeſten auch
auf den Umſtand zurückzuführen, daß im gegenwärtigen
Kabinett Sozialdemokraten ſitzen, und daß ſich die
ſozialdemokratiſche Preſſe mit den bekannten Gründen ſo-
fort für die Unterſtützung des Hilfswerks durch Deutſchland
eingeſetzt hat. Die kommuniſtiſche Preſſe zeigt ſich über dieſe
Vorgänge einigermaßen erſtaunt und re damit aufs
neue, daß ſie in einer Welt nicht der Wirklichkeit, ſondern
ihrer eigenen Phantaſien lebt. Sie hat ihren
Leſern ſo oft erzählt, daß die deutſchen Sozialdemokraten
an nichts anderes als an die Vernichtung der ruſſi-
ſchen Sowjetmacht denken, bis ſie dieſes Märchen
ſelber geglaubt hat. Und noch jetzt glaubt die „Rote
Fahne“ dem „Vorwärts“ ein Kolleg darüber leſen zu dürfen,
daß er durch ſeine Kritik am ruſſiſchen Bolſchewismus die
Arbeit derjenigen unterſtützt habe, die den gewaltſamen
Umſturz in Rußland wollen. Die „Rote Fahne“ hält alſo
jede Kritik an ruſſiſchen Regierungsmethoden und ruſſi-
ſchen Zuſtänden um mehr hat es ſich für die deutſche ſozial-
demokratiſche Preſſe niemals gehandelt für eine fein d-
ſelige Handlungsweiſe gegen die ruſſiſche Regie
rung und für eine Vorbereitung des gewaltſamen Um-
ſturzes. Der kommuniſtiſchen Preſſe in Deutſchland ginge es
ſehr ſchlecht, wenn ſie, die ſich in der Kritik deutſcher Zu
ſtände doch wahrhaftig keine Zurückhaltung auferlegt, nach
denſelben Maßſtäben gemeſſen würde.

Die Kritik an den ruſſiſchen Zuſtänden iſt aber in der
ſozialdemokratiſchen Preſſe auch nicht bloß geübt worden aus

Luſt an Kritik, ſondern ſie war notwendig, wenn die
deutſche Arbeiterſchaft die Wahrheiterfahren
und von Verſuchen abgehalten werden ſollte, die Entwick-
lung Deutſchlands in ruſſiſche Bahnen zu zwingen. Man
darf doch keinen Augenblick vergeſſen, daß das offizielle
Rußland und ſeine weſteuropäiſchen Propheten gegen die
deutſche Sozialdemokratie ſtets als Angreifer aufge-
treten ſind, und daß die Kritik an dem uns ſo ſtürmiſch emp-
fohlenen ruſſiſchen Vorbild nichts anderes als ein Akt not
wendiger Abwehr war. Hätte von vornherein
Einigkeit darüber beſtanden, daß das, was möglicherweiſe
für Rußland taugt, und daß es ein Unheil und ein Unfug
iſt, weſteuropäiſches Leben in ruſſiſche Formen preſſen zu
wollen, dann hätte die deutſche Sozialdemokratie viel
weniger Urſache gehabt, ſich mit den inneren Verhält-
niſſen Rußlands des näheren zu befaſſen, ſie hätte ſich auf
den Standpunkt beſchränken dürfen, zu erklären, daß ſich
nicht eines für alle ſchickt, und daß die Methoden Lenins
nicht die ihren ſind. Es war gerade der deutſche Kom-
munismus, der durch ſeine wütenden Angriffe eine ſolche
Weg toartende Politik der Sozialdemokratie un möglich

e

Wir dürfen ein wenig ſtolz darauf ſein, daß Deutſch-
land nach einem verlorenen Krieg ſelber in ſchwerer Not
noch immer imſtande iſt, ſei es auch in beſcheidenen Grenzen,

eren zu helfen. Deutſchland würde dazu nicht im-
tande ſein und der Ruf Rußlands nach Hilfe würde unge
ſtört verhallen, wenn die deutſchen Kommuniſten ihr Ziel
richt hätten. Dann befänden wir uns in dieſem Augen-
blis in einer ſolchen Desorganiſation unſeres wirtſchaft
lichen Lebens, daß wir nicht imſtande wären, auch nur
einen d zu rühren

die Anwendung kommuniſtiſcher Methoden nach
lahrzehntelang fortgeſetzter Konſequenz der Menſchheit Heil
gingen würde, das wird eine ewig ungelöſte Frage bleiben.
ginn Rußland hat nach dreieinhalb Jahren, deren Ergeb
b egrauenhaft waren, ſeinen urſprünglichen Weg ver
v müſſen. Daß die Anwendung dieſer Methoden den
ölkern zunächſt nur verſchärftes Elend bringt,

ſern die Kommuniſten ſelbſt zu. Mit der Weltrevolution
ütte Sowjetrußland nicht das Glück und das Wohlergehen

r, ſondern den Hunger über die ganze Welt

mich ſ

ierieljahr 18. e h t

getragen.

Halle, Montag, den 25. guli 1921

Es heißt wahrlich, Böſes mit Gutem ver
gelten, wenn Deutſchland jetzt bereit iſt, zur Bekämpfung
der ſchen Hungersnot alles, was in ſeinen Kräften ſteht,
zu tun.

Wir hegen nur den Wunſch, daß der Bolſchewismus aus
dieſer Kriſe, falls er ſie mit europäiſcher Hilfe überſteht,
etwas geläutert hervorgehen möge, etwas weniger ſelbſt
ſicher in ſeiner Unfehlbarkeit, etwas weniger angriffsluſtig
egen die europäiſche Arbeiterbewegung, etwas weniger

pinterventionsluſtig in unſeren inneren deutſchen Angelegen-
heiten. Darin wird ſich auch die Möglichkeit eines Neben-
einanderarbeitens ergeben, das beiden Teilen zum Beſtand
dienen wird.

Gerhart Hauptmann an Gorki,

Berlin, 25. Juli. (Priv.-Tel.) Den Hilferuf Maxim
Grkis hat der Dichter Gerhart Hauptmann geſtern mit einem
längeren Telegramm beantwortet, in dem es am Schluſſe

Sgr ganze ziviliſierte Welt hat Jhren erſchütternden
uf nicht nur mit den Ohren, ſondern auch mit dem Herzen

ehört. Sie wird Sie nicht ohne Antwort laſſen. Je mehrſie zu tun imſtande iſt, je beſſer es ihr gelingt, Hunger und

Krankheit zu bekämpfen, um ſo tiefer wird ſich die Menſch
heit entſühnen. Was aber das geprüfte, doch allſeits hilfs-
bereite deutſche Volk betriftf, ſo iſt es ſchon heute durch den
Ruf aus dem Oſten erregt und bewegt, und ich darf getroſtſagen, daß Volk und Reichsregierung in dem innigen Wunſch

einig ſind, nach beſtem Vermögen tatkräftig Hilfe zu leiſten.

Die Kommuniſten für die Einheitsfront.
Die „Rote Fahne“, das Zentral-Organ der V. K. P. D.

bringt an der Spitze des Blattes einen eindiringlichen Auf-
ruf „Helft Sowjet-Rußland!“. Mit einem Male iſt es in

der kommuniſtjiſchen Preſſe von den unermeßlichen Nahrungs-
reichtümern Rußlands ruhig geworden. Sonſt hatten wir
immer hören müſſen, daß alle Nahrungsmittelnot in Deutſch-
land zu Ende ſei, wenn wir in revolutionärer Verbrütgerung
eine Allianz mit Sowjet- Rußland e'ngehen. Jetzt iſt die Not
in Rußland ſo groß geworden, daß ſelbſt die deutſchen Kommu-
niſten ſie nicht mehr ableugnen können und ſie fordern nun,
daß die Jeutſche Wirtſchaft an Rußland abgibt, was dort zum
Schutze des Lebens der Bevölkerung dringend benötizt wird.
Jntereſſant iſt an den Aufrufen der „Roten Fahne“ de
unerwartete Bereitſchaft mit der Regierung und mit dien
Arbeitern anderer Parteien, alſo auch bürgerlicher Partelen,
in dieſer Frage Hand in Hand zu arbeiten.

c

De Antwortnote an Frankreich.

Von der Regierung wird jetzt die Antwortnote bekannt-
gegeben die anläßlich der franzöſiſchen Note vom 16. über
Oberſchleſien jetzt dem franzöſiſchen Botſchafter überreicht
wurde. Es heißt darin u. a.

Die deutſche Regierung iſt durch den Schritt des fran
zöſiſchen Botſchafters vom 16. Juli überraſcht worden.
Die franzöſiſche Regierung führt Beſchwerde über den an-
geblich „infolge des Verhaltens der Deutſchen immer
drohender werdenden Charakter der Lage in Oberſchleſien
und über die angebliche Gefahr einer gewaltſamen deutſchen
Aktion“. Die deutſche Regierung hält es für unmöglich,
daß die erhobenen Vorſtellungen hätten erfolgen können,
wenn die franzöſiſche Regierung über die tatſächlichen Ver-
hältniſſe in Oberſchleſien zutreffend unterrichtet
geweſen wäre. „Die ſehr beſtimmten und eingehenden
Berichte des Generals Le Rond ſowie die dringenden Mit-
teilungen der polniſchen Regierung“, auf die ſich die von
dem franzöſiſchen Botſchafter übergegebene Aufzeichnung be-
ruft, decken ſich offenbar nicht mit den tatſächlichen Zuſtänden
im Abſtimmungsgebiet.

Die Lage in Oberſchleſien iſt in keiner Weiſe durch das
Verhalten der deutſchen Bevölkerung bedroht. Dieſe hat ſich
niemals mit dem Gedanken eines Aufſtandes ge-
tragen. Als ſie ſich Anfang Mai zur Verteidigung zu-
ſammenſchloß, erfolgte dies nur in äußerſter Not-
wehr gegen polniſche Angriffe.

Die franzöſiſche Aufzeichnung verweiſt auf angeblich
„ungeheuerliche Aeußerungen und unmittelbare Heraus-
forderungen des Generals Höfer“, welche die Schwere des
in Oberſchleſien vorbereiteten Angriffs beſtätigen ſollen.
Die deutſche Regierung wäre dankbar, wenn ſie hierüber
nähere Jnformationen erhalten könnte. Jhr ſelbſt iſt trotz
Nachforſchungen von derartigen Erklärungen oder Heraus-
forderungen des Generals Höfer nichts bekannt geworden.

Die Aufzeichnung beſchwert ſich ferner über deutſche
Attentate, wel beſonders gegen franzöſiſche

Anzeigenpreis: Jm achtgeſpalt. Anzeig koſtet das
al eklame im dreigeſpaltenene h äh 5. Jahrgang

Truppen und Beamte gerichtet ſeien. Hierzu iſt
folgendes zu bemerken:

1. Die Ermordung des Majors Montalsgre iſt nach
den hier vorliegenden Nachrichten nicht von deutſcher Seite

Nichts berechtigt dazu, dieſe Tat mit dem deutſchen
Selbſtſchutz oder mit der deutſchen Bevölkerung irgendwie
in Verbindung zu bringen.

2. Jn dem Ratiborer Falle handelt es ſich anſcheinend
um einen franzöſiſchen Leutnant, der einen Zug deutſcher
Flüchtlinge vor dem Bahnhof photographierte. Dieſer fran
zöſiſche Offizier, der während des Aufſtandes die Ueber

der Stadt Ratibor an die Polen eifrig
etrieben hatte, hat ſchon ſeit längerer Zeit die

deutſche Bevölkerung durch ſein Verhalten ſtark gereizt,welche die Herausgabe der Platten von ihm forderte. er

zog ſich in ein Hotel zurück und bedrohte von dort aus dieLkkchtlinge mit Handgranaten. Schließlich gab er die

Platten heraus, die dem Kreiskontrolleur übergeben wurden.
Mißhandlungen des Offiziers haben nicht ſtattgefunden.

3. Ueber den Fall des Hauptmanns Lux und des
Leutnants Duval liegen nähere Nachrichten nicht vor.
Die deutſche Regierung würde dankbar ſein, wie ihr die zur
Nachprüfung der Angelegenheit erforderlichen Unterlagen
zugänglich gemacht würden.

4. Der angebliche Bombenwurf in der Nähe
des h der ſtellt ſich als die Handlung eines Be
trunkenen dar, der der Polizeiſtunde in ein dem
Hoſpital benachbartes Wirtshaus einzudringen verſuchte und
von dem Wirt entfernt wurde.

Zu dem Fall der Miß handlungen des Unter-
ſuchungsrichters Schaedelin iſt zu bemerken, daß
es ſich offenbar um einen Racheakt eines unſchuldig in
Unterſuchungshaft genommenen Mannes handelt. Eine
Beraubung hat nicht ſtattgefunden. Der Vorwurf, daß die
Polizei abſichtlich nicht eingeſchritten wäre, läßt ſich nach den
getroffenen Erhebungen nicht aufrecht erhalten.

Die in der franzöſichen Aufzeichnung aufgeſtellten Be-
hauptungen über den deutchen Selbſtſchutz ſind nicht zu
treffend. Die deutſche Regierung muß zunächſt die Ver
antwortung für den oberſchleſiſchen Selbſtſchutz ablehnen.
Sie betont, wie in ihrer Note vom 23. Mai, erneut mit
Nachdruck, daß der oberſchleſiſche Selbſtſchutz ſich als eine aus
dem Zuſammenſchluß der Bevölkerung hervorgegangene
Notwehraktion darſtellt, der ſich in einem Gebiet gebildet
hat, das der deutſchen Verwaltung entzogen und der Ver-
waltung der interalliierten Kommiſſion unterſtellt iſt.

Die franzöſiſche Aufzeichnung behauptet ferner, daß die
Oberleitung des Selbſtſchutzes an Ort und Stelle
geblieben ſei, und daß General Höfer ſich in Brieg be-
finde. Dies iſt nicht der Fall. Das Kommando des Selbſt
ſchutzes, das in Oberglogau ſeinen Sitz hatte, iſt aufgelöſt
und Oberglogau geräumt. General Höfer weilt nicht in
Brieg, wo er nur am 6. und 7. Juli geweſen iſt, um die
Auflöſung des Selbſtſchutzes zu vollenden,
vielmehr hat er ſich von dort nach ſeinem Wohnſitz Coburg
begeben und iſt auf der Durchreiſe dorthin am 11. Juli in
Berlin geweſen.

Während ſomit eine Gefährdung des Friedens von
deutſcher Seite keineswegs zu befürchten iſt, beſteht die ernſte
e daß von polniſcher Seite erneut verſucht wird,
das Ziel zu erreichen, das in drei Aufſtänden vergeblich an
geſtrebt wurde. Die Räumung des Gebietes durch die
Polen iſt nur zum Schein erfolgt. 7 des Ab-
ſtimmungsgebietes iſt die geſamte militäriſche Or-
ganiſation der Jnſurgenten beſtehen ge-
blieben. Die Waffen ſind verſteckt, die infolge der Am
neſtie ſtraffrei gebliebenen polniſchen Führer ſtehen auf
ihren Poſten. Die Mannſchaften, die nach ihrem eigenen
Angaben nur auf einige Wochen beurlaubt ſind, warten nur
auf den Befehl zu neuem Losſchlagen. Seitens der franzö
ſiſchen Beſatzunstruppen, welche gegen die deurſchgeſinnte
Bevölkerung mit Hausſuchungen und Verhaftungen vor
gehen, iſt nach hier vorliegenden Berichten für die Entwaff
nung der polniſchen Jnſurgenten bisher nichts Durch-
greifendes geſchehen. Zum Teil ſind ſogar in den
neueingerichteten Gemeindewachen s mit ihren
Gewehren aufgenommen worden. Auch die Verwaltungs
befugniſſe haben die Jnſurgenten nur zum Teil, und auch
dies mehr nur zum Schein als in Wirklichkeit, an die Jnter
alliierten Kommiſſion n Wie ſehr ſich die pol-
niſchen Jnſurgenten als Herren des Landes fühlen, zeigen
in vielen Gegenden die Mißhandlungen und Verſchleppungen
deutſchgeſinnter Leute, die immer wieder vorkommen, und
zeigen beſonders die polniſchen Fahnen, die heute
wieder über zahlreichen Werken wehen, nachdem ſie für die
Dauer der kürzlich vom General Le Rond unternommenen
Jnſpektionsreiſe eingezogen waren. Vielfach haben auch
die Jnſurgenten ſogenannte Liquidationsbüros im Lande
alliierte Kommiſſion abgegeben. Wie ſehr ſich die pol



niſchen Aüſſtänds Jnſurgentenführer gew in Wahrheit aber ſich mit reren n utſ h.
läne beſchäfti nitz be ts et in Geſtalt ne Tore

Hauptliquidationskommiſſion.

Zum uß weiſt die Note darauf hin, utland ernſthaft bemüht iſt, den Fri v a Jl
matum zu erfüllen. Das hängt in Zukunſt aber weſentlich
davon ab, auch die Polen ihrerſeits den Friedensver
trag achten werden.

Eine ſrumzöfſche Nviſion nach Oberſchleſſen.

Berlin, 23. Juli. (WTB.) D ö te bei ſeinem heutigen Veſuge ben die in e
uswärtigen Dr. Roſen gefragt, ob die deutſche Re

erung erklären wolle, daß ſie bereit ſei, die nötigen Vor-
n den Transport einer franzöſiſchenDiviſion zu treffen, die die ranzöſiſche Regierung nach

Oberſchleſien zu ſenden bea ſichtige.
Der Reiſchsminiſter des Auswärtigen hat dem franzöken Botſchafter heute abend die aghtehende Antwort er

Herr Votſchafter!
Bei unſerem heutigen Geſpräche haben Sie mir mit

eteil franzöſtſche Regierung entſchloſſen ſei, eine
en durch Deutſchland nach Oberſchleſien
en hieran die Anfrage geknüpft, ob die

e bereit ſej, die nötigen Vorkehrungenfür den raſchen Transport dieſer Truppen durch Deutſch
land zu treffen.

Nach Rückſprache mit dem Herrn Reichskanzler Wirth
beehre ich mich hierauf mitzuteilen, daß die deutſche Re
gierung bereit iſt, bezüglich der Transporte von Truppen der
alliierten und aſſoziterten Mächte den Beſtimmungen
des Verſailler Vertrages in jeder Weiſe nachzu-
kommen. Jndeſſen kann nach ihrer eſge ein Erſuchen
um Beförderung von Truppen nach Oberſchleſien nicht von
einer der drei Mächte im eigenen Namen, ſondern nur
in Namen der Geſamtheit der drei Mächte, welche
die Beſetzung Oberſchleſiens ausführen, geſtellt werden. Jch
darf Euere Exzellenz daher um eine geneigte Mitteilung
darüber bitten, ob das Erſuchen in dieſem Falle im Namen
der drei Okkupationsmächte geſtellt iſt.

Genehmigen Sie uſw.

Ein neuer échritt Frankreichs bei Curzon,

Paris, 24. Juli. (TU.) Die Pariſer Sonntag-Preſſefährt fort, ſich mit dem engliſch-ſrangöſſchen Konflikt und

der oberſchleſiſchen Frage zu beſchäftigen. Der r garo
ſchreibt heute morgen: Der franzöſiſche Botſchafter in London
hat geſtern einen neuen Schritt bei Lord Curzon unter-
nommen. Briand ſchlägt vor, den Oberſten Rat für die

Hälfte des Monats Auguſt einzuberufen,
adurch würde Zeit gewonnen, Verſtärkungen könnten in

er nach Oberſchleſien gehen und die Beratungen der
chverſtändigen ſtattfinden. Wenn England dieſen Vor-

ſchlag annehme, ſo würde eine lignng zuſtandekommen.
Das Journal“ Wer aus: „Jn Berlin ſpekuliert man
augenſcheinlich auf einen Konflikt zwiſchen London und
Paris. Das iſt ein m. rrtum, der der deut
ſchen Tradition entſpricht. Einſtweilen iſt der franzöſiſche
Botſchafter in Berlin r worden, dem Vertrage ent-
ſprechend von Deutſchland die Transportmittel zu verlangen,
die die Verſtärkungen nach Oberſchleſien bringen ſollen.

Die Lage in Oberſchleſien.

Oppeln, 24. Juli. (WTB.) Aus den Kreiſen Beuthen
und Tarnowitz wird übereinſtimmend berichtet, daß die dort
eingetroffenen engliſchen Truppen mit allem Ernſt an die
Enktwaffnung der Orte herangehen. Die Sicherheit in den
ſo von Grund auf pazifierten Gemeinden wird täglich beſſer,
ſo daß die geflohenen Deutſchen ohne Gefahr für Leib und
Leben in jene Orte zurückkehren können. er Bahnhof
Kattowitz ſteht unter engliſcher Bewachung. Es kann aber
kein Zweifel darüber beſtehen, daß die Engländer allein die
Zurückführung Oberſchleſiens zur vollkommenen Sicherheit
nicht zu erreichen vermögen. Jn dem ganzen von den Fran-
hen beſetzten Ppier von Laurahütte und Kattowiß bis

yslowitz ſteht die polniſche Grenze noch völlig offen. Die

ieru

der Tod des Oberwachtmeſſter Buchholz.

Der „Bund der Ringmennen“ n. die Waffenbinterziehungen.

Vr einig it mals Mitteilungen überden Mord S Wenn d e Buwbeh von der Hun
z beſondeten Verweniſung in der Schloßlaſerne

Charlottenburg.ſorgen ded er von Ungeborlgen der hen e

r von r Hunkzer enwurde, weil er ſklan Jene ſbeden wollte.
Treiben der Hundſertſchaft macht nun p.

meiſter Asmus im Berliner Tageblatt“ v. 24. Juli
Angaben. Es heißt darin

Die Hundertſchaft hatte 9 anhäßlich des
auf Seite der piſten beteiligt. Nach dem Mißlingen des
KappPutſches wurden in der Hundfertſchaft Erwägungen ge
flögen, ſich den gabziehenden ren m.Buchen Laufe des Sommers 1020 wu in der

Hundertſchaft der Bund der Ringmannen gezründet. Haupt
e Bundes war Hauptmann Stennes. Der Wacht
meiſter Simon leiſteie Schlepperdienſte. Durch den Schlepper
Simon wurde ein Beamter gefragt, ober einen größeren
Schlag, der viel einbringen ſolle, mitmachen würde.
An dieler Verbindung wäre der weitaus größte Teil der
Offiziere des Berliner Kommandos beteiligt. Die Mitglie

r wurden in Liſten S Das Mitglied mußte eine
rpflichtung unterſchreiben, die ungeführ fohhendermaßen lau-

tete: e hh mich, n Aktionen der Ringmannen
nach Kräften zu unierſtüßen und alles geheim z u
behandeln. Verſtöße werden mit der größten Ehren-
r belegt werden.“ Von dieſem Bunde wurden nächt-
iche Geheimverſammlungen abgehalten, und nach

Mitteilung von Simon ſoll in einer Geheim verſamm-
lung der Vertrauteſten der Ringmannen beſchloſſen worden
ſein, die lritiſche Jeit der Waffenablieferungen zu einem
Schlage auszunutzen. Ende Auguſt vorigen Jahres waren
ungefähr 50 bis 60 Beamte der Z. B. V. Mitglieder deſes
Bundes. Jn der Liſte waren verzeichnet de Namen ſämt
licher Offiziere der J. B. V., darunter auch Hauptmann
Stennes. Die Unterwachtmeiſter und Hilfswachtmeiſter
waren zum größten Teil blutjunge Menſchen.

Es wird dann weiter geſchiltert, wie aus Anlaß der
Waffenabgabe zahlreiche Munition, Maſchinenge-
wehre, Flammenwerfer und Kanonen verſteckt
wurden, ſo wurden in einem Raum 100 000 Schuß Munition
elagert. Ein Beamter teilte die Vorgänge im öffentlichen

i ſtehenden Perſonen mit, worauf der Berliner Po-
lizeipräſident eine Durchſuchung der Hundprtſchaft anordnete.
Die Durchſuchung nach Waffen fand am 29. November 1920
ſtatt, verlief aber ergebnislos, weil die Hundertſchaft
gewarnt war und alles beiſeite gebracht hatte. Jn welcher
Weiſe dies geſchah, wird in den Aufzeichnungen in allen Einzel-
heiten geſchildert. Dann wird weiter berichtet, wie r Kom-
mandeur der Berliner Polizei, Oberſt Kaupiſch, Ober-
beamte des Berliner Kommandos und' etwa 50 Kriminalbe-
amte die Kaſerne beſetzten. wie die Angehörigen Jer Hundrt-

ft ihnen gegenüber aufſäſſig und rebelliſch wurden und
berſt Kaupiſch ſchließlich erklärte, daß er jetzt kein Wort

mehr für ſie einlegen könnte Jnnerhalb der Hundertſchaft
herrſchte jetzt die größte Aufregung über den Verrat. Es
fanden nächtliche Schießereien ſtatt. Beamte, welche auf das
Berliner Kommando befohlen waren, wurden beſpitzelt und
verfolgt, ſo daß ſie keine Ausſage zu machen wagten. Jnner-
halb der Hundertſchaft wurtpn „Ehrengerichte“ abgehelten, die
über die angeblichen Verräter aburteilen ſollten. Bilaſtungs-
zeugen ſuchte man zu falſchen Ausſagen zu veranlaſſen Haupt
mann Stennes verſprach, falls die Hundertſchaft geſprengt
würde, „jeden unterzubringen, bis zu Er Zeit, wo ſie wieder
als erſte Stützen einer n euen Regierung in Berlin ein
marſchieren können“.

Als Anfang Juli 1921 ſich ein Zeuge in der Tr
teilung des Kommandos Berlin nach dem Ergebnis Un
terſuchung erkundigte, wurde ihm mitzetellt, daß das Ver
fahren nieder geſchlagen ſei, da von den Zeuzen,
die unter der ſtängigen Bedrohung an Leib und Leben
ſeitens der Hundertſchaft ſtehen, wahrheitsgemäße An
gaben nicht zu erwarten ſeien.

e
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Das ſind Zuſtände, ſie jeder Beſchreibung ſpotten, und
es iſt notwendig, daß einmal rückſichtslos in dfeſe Dunkel-
kammer halb verbrecheriſcher, halb monarchiſtiſcher Machen-
ſchaften hineingeleuchtet wird.

Vertrauensvotum in der italieniſchen Kammer.

n adie faſt die

die Frage der Unabhiumes e ſt Die wir a le

e ahnen e e Man Bee erf
llionen rn v n 33 ungsr ſehen. und Sennniher

ng gg. ſei, die Freiheit der Parteien zu und dem

e herſan i die Vere age. D e Kammer v W i m
an, deren die T

aſziſten, die
zelne Republikaner.

is, 5. Juli. der „Humanits“ erhebt Henry Barne m ne,Regimen e An e rdas n m,
Krleger in einem grabengabe niedermachen laſſen. Als

zataillon zurückk
abe der erſt fo wen 2 r e 3 von Ge
angenen gewündert. erklärt: Die er

ten i ützengraben geblieben. Roch n emr ege bahe J MRaſor beſb. erte a
ſich dieſer Tat gerühmt.

Ein Ueberfall aus politiſchen Motiven.
Berlin, 25. Juli. (WTVB.) end abend drangeine ſiebenköpfi W die in tettenburg gelegene

Wohnung emalig en rſten Freyberg ein,
in dex nur deſſen ten i emaliger ruſſiſcher Kapitän
anweſend waren. Die Eindringlinge gäben an, der Polizei
anzugehören, und zwangen die Ueberfallenen mit Waffen-

walt zur Herau t aller in der Wohnung vorhandenenapiere und Attenſtn e. Jm ganzen wurden drei er
voll Skripturen und Zeitſchriften mitgenommen. Geld undSchmucſtüge wurden nicht geraubt. Der Oberſt iſt von

rmmuniſtiſcher Seite wiederholt beſchuldigt worden, eine rn ſe ſ§ Weinen t ehe
eherfall hat alſo offenbarzrund. Die Täter entkamen in zwei neten Kraft

wagen unerkannt.

Die Türken ſiegen wieder. ewr win
aris, 25. Juli. (WTB) Der „Agence 4aus Angora ſediret, bei Ankingach habe eine erbitterte

Schlacht ſtattgefunden, die zu a der Türken geendet
habe. Die Griechen hätten t che Gekar gen Ge
ſchütze, wedrfrt aſchinengewehre und viel Munition und
Kriegsmaterial verloren.

Die Cholera in Rußland.

Kowno, 23. Juli. (Lit. Telegr.-Agentur.) Infolge derAusbreitung der Cholera in e hat die lin Re
gierung im Verein mit dem amerilanjſchen Roten Kreuz Litauen
und Eſtland zu einer Beratung über de dagagen z Zarei
fenden gemeinſamen Maßnahmen eingeladen. Die Konfe
renz wird übermorgen in Riga abgehalten.

das Vahlyrogtamm der belgſchen Sozialiſten

Brüſſel, 23. Juli. (W. T. B.) Der Generalrat der ſozialdemoiratiſchen a hat ſich in der letzten Sitzung mit dier

Militärfrage und der Frage der Neuwahlen für das Parlament
beſchäftigt. Der Grundſatz der nationalen Verteit( gung im
Falle eines Angriffes wurde 3 Die Mehrheit des
Generalrates trat für Neuwahlen im Oktober ein. Das
Wahlprogramm, das a wurde, iſt das folgende: 6mo-
natige Militärdienſtzeit, a bei Unfall, Jnvalidtät
und im Alter, ein Statut für die des StaatesRegelung der Heimarbeit, obligatoriſcher Fachunterricht für
alle Perſonen zwiſchen dem 14. und 18. Lebensjahr, Sozia
liſierung der Ei enbahn e'nſchließlich der Schmalſpurbahnen, er
Bergwerke und der elektriſchen Kraftanlagen, Verſicherung--
monopol und Fortentwickelung der Steuergeſetzzebung durch
beſondere Belaſtung des erworbenen Reichtums. Ueber d
Agrarfrage und die Finanzfrage ſoll ſpäter entſchiedſen werden.

Der ehemalige ruſſſche General Komirarow, der als Anarchiſt bekannt iſt wurde in Belgrad unter dem Verdacht

Rom, 24. Juli. (Stefani.) Jn der Kammer erklärteLage iſt hier dieſelbe, wenn nicht noch ſchlimmer als vor
dem Ausbruch des letzten Aufſtandes. Bonomi bei Beendigung der Diskuſſion über die Regierungs

„König Kohle

Roman von Upton Sinclair.
76. Fortſetzung. (Nachdruck verboten.)

„Haſt du's in den Gruben verſucht
„Wie? Jch? Die kennen mich ſchon. Jch war oben

in San Joſee. Der Schachtaufſeher hat geſagt: „Geh' zum
Teufel, alter Störenfried! Jn dieſem Diſtrikt gibt's für
dich keine Arbeit mehr.“

Hal betrachtete Mike genau, ſah, daß das fröhliche,
ſchmutzige Geſicht blaß und gezogen war, die Heiterkeit
ſeiner Worte Lügen ſtrafend. „Wir gehen eben eſſen“ſagte er wiuß du nicht mitkommen

„Freilich““ entgegnete Mike. „Jch habe mich
in der letzten Zeit nicht übergeſſen.“

Hal ſtellte „Herrn Eduard Warner“ vor, der „guten
Tag“ ſagte und 'vorſichtig die ſchwielige Tatze des alten
Slowaken nahm, den gereizten Ausdruck jedoch nicht aus
ſeinem Geſicht zu verbannen vermochte. Seine Geduld war
gründlich erſchöpft. Er et auf ein anſtändiges Reſtau-
rant und gutes Eſſen gehofft, jetzt wird es ihm nicht mehr
ſchmecken, wenn dieſer ſchwatzende alte Kerl gegenüber ſitzt.

Sie betraten ein Nachtreſtaurant. Hal beſtellte für ſich
und Mike Käſebrot und Milch, Eduard ſaß dabei
und wunderte ſich, wie ſein Bruder ſo etwas zu eſſen ver
mag. Inzwiſchen tauſchten die beiden Freunde Erlebniſſe,
und der alte Junge ſo ug ſich aufs Knie und ſchrie laut
auf vor Entzücken über Hals Heldentaten. „O, du Junge!“

rief er: dann zu Eduard gewandt: „Er iſt doch ein feiner
Kerl, wie Und er ſchlug Eduard auf die Schulter. „Bei

ſchriften verteilte und feſtgenommen wurde. Der Gruben-
poliziſt hatte ihn in einen hinter der Kraftſtation befind-
lichen Verle geſchleppt, wo er Kauſer und Kalovac vorge
funden, die ebenfalls bei der Verteilung der Zettel verhaf-
tet worden waren.

Mike erzählte die Einzelheiten mit ſeiner gewohnten
Lebhaftigkeit. „He, Herr Bud“ ſage ich „wenn Sie
mich den Canon hinunterſchicken, will iſt erſt meine Sachen
holen.“ „Gehen Sie Jhre Sachen in der Hölle holen

ſagt er. Und ich: „Herr Bud, ich verlange meine Kün-
digungsfriſt.“ „Da haben Sie ſie!“ Damit ſtösßt er
mich und m. mich zu Boden. Dann hebt er mich wieder
auf, zerrt mich hinaus, und ich ſehe ein großes Automobil
ſtehen und ſagte: „Heiliger Judas! Jch ſoll Automobil
fahren! Jch alter Kerl, bin ſiebenundfünfzig Jahre alt
und mein Lebrag noch nicht Automobil gefahren Wir
fahren den Canon hinunter, guter, friſcher Wind weht
mir ins Geſicht. Jch ſage: „Es iſt doch yön von Jhnen,
Herr Bud, dieſes Automobil werde ich niemals vergeſſen,
noch nie ha ich etwas ſo Schönes erlebt.“ Und er darauf:
„Halt's M. alter ausländiſcher Hund!“ Wir kommen
durch eine Prärie, fahren in die Schwarzen D. z. hinauf,
das Automobil bleibt ſtehen. „Ausſteigen, Zundeföhne

Und ſie laſſen uns ganz allein zurück, ſagen noch: „Wenn
Jhr zurückkommt und wir Euch erwiſchen, treten wir

mußten ſieben Stunden ge
kamen. Doch war mir das einerlei; ich erbettelte mir ein
Eſſen, bekam dann Arbeit an der Strecke. Leid war mir
bloß, daß ich dich nicht mehr fand und glaubte, meinen Ge
hilfen verloren zu haben und ihn nie wieder zu Geſicht zu
bekommen.“

Euch die Gedärme aus dem Leib!“ Fort waren ſie, und wir
hen, bis wir zu einem Haus

verhaftet, an dem Attentat gegen den ſerbiſchen Prinzregenter
beteiligt geweſen zu ſein.

von dir gehör und bin den ganzen Weg hergegangen, um
dich zu ſuchen.“

Wie kam dies bloß, Hal war über ſich ſelbſt erſtaunt. Er
war im Kohlenlande dem nackten Enkſetzen begegnet und
nun vermochte er ſich nicht recht darüber zu freuen, daß er
dieſen Ort des Grauens verlaſſen wird. Der al.e Mike

umarmung.

Er verblüffte den alten Mann, indem er ihm eine Zwan
zig Dollar Note in die Hand drückte, dann gab er ihm
Marys und Edſtroms Adreſſe, ſowie einen Zettel für Jo
hann Hartmann, der ihn vielleicht z Propaganda unter
den in der Stadt weilenden Slowaken verwen en konnte,
erklärte, er müſſe heute Nacht nach Weſtern Cith fah
ren, doch wird er ſeinen alten Freund nie vergeſſen und da
für ſorgen, daß er eine gute Anſtellung ſindet
ſuchte er ne einer Stelle für den Alten auf ſeines Vaters
Landgul; ein zahmer Bär!

Die Zei: der Abfahrt rückte heran, dunkle Schlafwagen
rollten in den Bahnhof ein. Es war ſpät geworden na
Mitternacht, doch ſtand der alte Mike auf der Plo kform.
Er hatte ein wenig Angſt vor Hal in den neuen Kleidern
und dem vielen Geld, doch überwältigte ihn dennoch
das Gefühl, es umarmt2 ihn abermals, gab ihm einen
haarigen Kuß.

„Leb' wohl, mein kleiner Gehilfe!“ rief er. „Konm
urück, Junge! Jch werde meinen Gehilfen nicht vergeſſen
ls ſich der Zug in Bewegung ſetzte, lief er, die ſchäbige

Mütze ſchwenkend, daneben her, um einen lehten Blick zu
erhaſchen, ein letztes Wbewohl zu rufen. Und als Hal ſich
in das Abteil begab, ſtanben ihm die Augen vollerJudas et u kann keiner auffreſſen!“ e

S wehen da r Sulue hat ki n u et und 5 Hal u Tränen.
Wortkevung kolgt.)

2 E

„Sikoria wird ihm fehlen, ſein haariger Kuß, ſeine Bären
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Vittſchoſtspolitiſche Kundſ chen.

Weltüberfluß a Stod des Werftbetriebes.Geringe u s a cherät in e
Ungunſt unſerer Beziehungen zu Amerika. Freigabe derc enlandwirtſhaſdigen Tee e Enſin de

Bundes der Landwirte,
n den letzten Wochen iſt viel davon die Rede geweſen,

daß die n e Re erung die einen großen Teil unſerer
deutſchen Handelsflotte i ren Häfen liegen ba mit derAbſicht umgehe, die ä e wieder an veutſche
Reedereien zu verkaufen. Seit langem befinden
wir uns im Schiffahrtsbetriebe in einem Zuſtand des Ueber
fluſſes von Schiffen. Amerika hat ſo ſtarken Schiffsbau-
betrieb, daß man gegenwärtig nicht weiß, wie dieſer große
Schiffspark, der jetzt den amerikaniſchen Jntereſſenten zur
Verfügung ſteht, nutz bar gemacht werden kann. Das
gleiche gilt, wie ſchon bemertt, für England, und die ſkandi
naviſchen Länder ſind nicht minder in der Not und Sorge
um i l Das alles hat ſich in einerverhältnism big kurzen Zeit vollzogen. Noch im vorigenJahre hatten wir ſo enorm 87 Zrachttarife daß der Ge
winn der a 37 mungen geradezu glänzend
ſich geſtaltete. Jn dieſem Treihen hat nun die enorme
Entwicklung der Werften in allen Ländern plötzlich den

herbeigeführt. Die deutſchen Reedereien haben
ſehr erhebliche Aufträge zum Neubau von Schiffen gegeben,um wieder ihre Betriebe hochzubringen. Allerdings ſt die

Herausgabe der Aufträge an die deutſchen Werften etwas
planlos betrieben worden, ſo daß das Bauprogramm,
dem die St adigungsſumme, die den Reedern vom
Deutſche Reich gegeben worden iſt, zugrunde liegt, bereits
damit weitgehend in Angriff genommen worden iſt, daß,
wenn es in der bisherigen Weiſe ſertagſett wird, nächſtens
754 Milliarden verbraucht ſind, die zur Verfügung ſtehen.
Der Wiederaufbau der Handelsflotte ſollte
aber das war die den Reedereien auferlegte Ver
pflichtung auf 5 h verteilt werden.

ei dieſer Entwicklung werden wir leider damit zu
rechnen haben, daß wir ſehr bald in eine ſchwere Kriſis ge
raten, und es iſt mithin ſehr verſtändlich, wenn 4p egenden Ankauf von Schiffen in England großer Wider-
ſtand geltend macht. Die Außenhandelsſtelle für
Schiffe hat vor kurzem den W gefaßt, zu gre migen,
daß 150 000 Bruttotonnen Schiffsraum nach Deutſchland
eingeführt werden kann. Außerdem ſoll den Reedereien

des

ſtattet werden, auf 3 Jahre Ankäufe zu tätigen für Schiffe,
die nach dieſem Zeitraum wieder an das Ausland abgegebenwerden müſſen. Jn der Außenhandelsſtelle lin
auch Arbeiter vertreten. Es zeigt ſich dabei
wiederum die r bedauerliche Haltung des Metall-
arbeiterverbandes, der bisher in dieſer Stelle keine Ver-
tretung inne hatte, da die Organiſation nicht der Arbeitsgemeinſchaft angehsörte, welche die Vertretung für die
Außenhandelsſtelle Die Selbſtausſchaltung dieſer
Arbeitervertreter bei dieſem ſo wichtigen Entſchluß iſt ſehr
zu bedauern und es zeigt ſich, wie wenig leider in Arbeiter-
hen wie Aentung an der Mitwirkung ſolcher Beſchlüſſe
geſchätzt wird.

Dieſe Entſcheidung der Außenhandels-
ſtelle muß immerhin zu Bedenken Anlaß geben, denn
die Hereinnahme der re für den Erſatzbau in
Deutſchland eine erhebliche Beeinträchtigung
zur Folge haben. Allerdings kann andererſeits geltend ge-macht werden, daß wir mit dem Rückkauf vieſer Schiffe

unſeren Seeleuten wieder mehr Beſchäftigung geben undauch die ſchnelle Entwicklung unſerer Fngheeaeenſtaften

ein allgemeines Intereſſe beanſprucht. Vorausſetzung iſt
nur, daß dieſe Entwicklung aufgehaltey wird durch die all
7 Konkurrenz, die ſich auf dem Weltmarkt bemerkbar
macht.

Jm Baugewerbe iſt nach Abgabe des Statiſtiſchen
Reichsamts eine nicht unerhebliche Zunahme der Be
ſchäfti gung eingetreten. Die Zahl der erbauten Wohn
häuſer iſt gegenüber dem 1. Vierteljahr 1919 faſt um das
Zehnfache geſtiegen, die Zahl der Wohnungen um das
Fünffache. 85 v. H. der erbauten Häuſer und 67,7 v. H.
der neugeſchaffenen Wohnungen wurden von gemeinnützigen
Geſellſchaften und Genoſſenſchaften hergeſtellt. Gegenüber
1920 iſt die Zunahme der Bautätigkeit um das Doppelte
geſtiegen. Leider iſt dieſe Entwicklung noch viel zu gering,
um der Nachfrage zu genügen.

Mit der Annahme der Friedensreſolution
im amerikaniſchen Parlament konnte man mit einiger Hoff-
nung auf eine Anbahnung beſſerer Handelsbeziehungen
und der Wiederanknüpfung diplomatiſcher Beziehungenrechnen. Leider ſcheint vieſe Hoffnung ſich nicht zu ver-

wirklichen, denn weder beeilt ſich die amerikaniſche Re
t zu einem Ergebnis zu kommen, noch ſind
eutſcherſeits Schritte unternommen, um zum Ab-

ſchluß eines Handelsvertrages zu gelangen, der den enorm
hohen Zolltarif, der im amerikaniſchen Parlament
S Beratung ſteht, in ſeiner Wirkung mildenn könnte.

edauerlicherweiſe iſt auch politiſch die Stimmung in
Amerika für uns wenig günſtig und diejenigen, die glauben,
es wäre möglich, ſehr bald wieder günſtigen Boden in

merika zu finden, werden ſehr bald ihres Jrrtums gewahr
werden. Die ſehr erheblichen Guthaben, die
von Deutſchland in Amerika feßlie en, würden, wenn ſie
freigegeben wären, uns manche Hikfe bieten. Es deutet
aber alles darauf hin, daß die amerikaniſche Regierung, wie
es veißt. ſich an dieſen Guthaben ſchadlos halten will gegen-
über ihren Forderungen aus dem Verſailler v auf
die ſie anſcheinend nicht verzichtet. Die Verzichtle ſtung
oll, ſoweit üns berichtet wird, nur darin beſtehen, daß man
ie Beſtimmungen, die den Völkerbund, die Regelung der

europäiſchen Grenzen und die Auslieferung der Kriegs-
verbrecher betreffen, nicht übernimmt, den anderen Teilen
des Vertrages aber beitreten wird.

Die Freigabe der Getreide wirtſchaft hat
n der Mühleninduſtrie bereits einen ſtarken An-
trieb berrattzrfen, die großen Unternehmungen enger zu
t eßen. Die Freigabe der Bewirtſchaftung
wird den freien Wettbewerb in der Mühlenindu-

e wieder voll zur Geltung bringen und damit werden
ie Mittel und Kleindetrtebe zu einem erheb-

lichen Teil ausgeſchaltet werden. Vor allen Vin
gen werden die großen Mühlen dargpf bedacht ſein, das
ausländiſche Getriede voll zu erfaſſen und ihr Konzern geht

rauf hinaus, eine Gewinnverteiluntteidemengen mit gemeinſchaftlichem
dieſer Ge
nteil auf

re Unternehmungen herbeizuführen. Eptl. will man zu

1 gegen den ſich nichts einwenden läßt, ſoziali ine daß eoft tigt e e tnter der voraus arken Preiserhöhun rr ide, die vom Auguſt an, dem Beginn e teil
weiſen freien Wirtſchaft in Ausſicht ſteht, ſind bereits die
Preiſe unſerer land wirtſchaftlichen Pro
dukte in die Höhe Für Mais hat einePreisſteigerung von 20 Mark eingeſetzt und auch Oelſaa-
ten ziehen langſam im Preiſe an. Daneben macht ſich auf
dem Häutemarkt wiederum eine ſtarke Tendenz der r
wärtsbewegung bemerkbar, ſo daß bereits vom Reichswirt-chaftsminiſter um angekündigt iſt, daß, wenn dieſe Preis-
ewegung weiter hin. ie Einfuhr von Leder

eigegeben wird. Damit dürfte der weiteren Preis
reiberei ein Ziel t t werden, da im Ausland Leder un

ter dem hieſigen Marktpreis einzukaufen iſt.eeinflußt von dem Stand unſerer Mark ſind die
Preiſe für ausländiſchen Weizen erheblich in die Höhe ge
4336 e Wir ſind heute nicht in der Lage, Weizen unker

300 Mark pro Tonne in den Handel zu bringen. Ob bei
eltandiger freier Wirtſchaft dieſer Preis eingehalten wird,
der das Doppeltg des inländiſchen Zwangspreiſes ausmacht,
iſt ſehr fraglich, vielmehr iſt zu befürchten, daß unter dem
a Treiben, das unmittelbar nach der Freigabe des Ge-
treides eintreten muß, auch die Preisbewegung über den
Weltmarktpreis hinauüsgeht. Die Herren vom Bund der
Landwirte werden ihr reichliches Geſchäft machen. Für ſie
de grnt der 45 Zug, den ſie mit allen Mitteln ihrer
wüſten Agitation ſich ſicherten. Das Volk trägt die Koſten.

V“v“ono n
Kapitahſftiſche Erpreſſerpolitil.

Vor einigen Tagen ging durch die Preſſe eine Meldung
der ſtinniſierten T. U., in der geſagt wurde, daß auf der
Kruppſchen Germaniawerft in Kiel ähnlich wie auf dem
Gruſanwerk in Magdeburg und in der Eſſener Gußſtahl-
fabrik eine Arbeitsſtreckung vorgenommen werden
müſſe. Dieſe Maßnahme wurde folgendermaßen begründet:

„Die Reichsmittel aus dem Reedereiabfin-
dungsvertrage reichen nicht im entfernteſten
zu, um die Fertigſtellung der einzelnen Schiffe zu för-
dern. Sollten die Reedereien nicht in der Lage ſein,
auch noch ſelbſt entſprechende Mittel herzugeben, ſo
bleibe nichts anderes übrig, als mit dem Bau der be-
treffenden Schiffe aufzuhören. Auf die Dauer
werden aber auch Arbeiterentlaſſungen nicht
zu umgehen ſein.“

Dieſe Begründung ſagt alles. Sie zeigt ſehr offen den
Grund und den Zweck der Arbeitsſtreckung. Nicht Man-
el an Arbeit, ſondern Mangel an Profit hat

veranlaßt. Um die Gewinne zu erhöhen, geniert man
ich abſolut nicht, Tauſende von Arbeitern auf die Straße
u werfen und dem Hunger zu überantworten. Nachherſchimpft man dann fleißig über die „Prämie auf Faulheit“,

womit man die Erwerbsloſenunterſtützung
meint und hofft im ſtillen, daß die Regierung ſich herbei-
t den Reedern neue Milliarden zu opfern.

ie das Unternehmertum während des Krieges, in den
ſchwerſten Stunden des deutſchen Volkes ſeine Profit-
intereſſen über alles ſtellte, wie es jeden gewünſchten
Preis mit Hilfe einer mehr oder weniger offenen Dro-
d mit der Einſchränkung der ſo wichtigen

roduktion von Kriegsmaterial drohte, ſo glaubt es auch
jetzt noch „arbeiten“ zu können. Aus der Not „ihres“ Va-
terlandes ungeahnte Gewinne zu preſſen, das iſt die Vater

landsliebe der Stinnes-, Patrioten“.
Wie in Deutſchland ſo im Ausland! Eben hat die

Welt die erfreuliche Nachricht von der geplanten Abrü-
ſtungskon Hardings gehört, ſo beginnen ſchon
die amerikaniſchen Unternehmer um den Profit zu bangen.
Der Weltkriegowar gerade für ſie ein ſo glänzendes Geſchäft,
daß ſchon allein der Gedanke, er könne der letzte geweſen
ſein, ſie in maßloſe Angſt verſetzt. Die amerikani-
chen Werften verkünden, daß ſie für den Fall der Abrü-
tung ihre Betriebe We er und die Arbeiterent laſſen müßten. it dieſen Schreckſchüſſen glaubt

das amerikaniſche Kapital, die Abrüſtung verhindern zu
können. Es tut ſo, als wenn es nur Kriegsſchiffe und keine
anderen gäbe. Aber der Bau von Krieggsſchiffen iſt der
rentabelſte und darum möchten ſie immerfort nur Kriegs-
ſchiffe bauen. Auch für die Arbeiterſchaft ſoll das ſehr
wertvoll ſein. Sie behält „gute und lohnende Beſchäfti-
gung“, ſie darf ſich nachher wieder am Kriege „begeiſtern“,
den Kapitaliſten neue Gewinne erarbeiten und ſchließlich
auch noch für ſie ihr Leben laſſen.

Dieſe e r des internatio-nalen Kapitalismus bedeutet eine ſchwere Gefahr
z die e n e und fordert von dieſer ge-
pannteſte Aufmerkſamkeit. National und international

muß das Prrletariat ſeinem gemeinſamen Feind ge-
ſchloſſen gegenüberſtehen. Das mögen vor allem jene
bedenken, denen die Amſterdamer Jnternationale „zu revo-
lutionär“ iſt und jene, die ſich an den Phraſen und dem
r der Moskauer Geiſtesgrößen berauſchen. Weder

urch Lobgeſänge noch durch Phraſen läßt ſich der Kapita-
lismus erweichen. Nur eine zielbewußte Arbeit, die unter-
ſtützt wird, von der großen Mehrheit des inter-
nationalen Proletariats, die von keinen Stim-
mungen und Gefühlen beeinflußt wird, die alle Möglichkei-
ten ſorgfältig abwägt, jede unnütze Kraftvergeudung ver-
meidet, vielmehr dem Kapital in zähem Ringen ein Stück
ſeiner Poſition nach dem anderen nimmt, bis jene Stellung
erricht und die Macht geſammelt iſt, die den entſcheidenden
F rmögkecht, verbürgt den Sieg der Arbeit über das

apital.
Die Amſterdamer Jnternationale iſt die internatio-

nale Arbeiterorganiſation, die vor allen anderen Dingen
bisher allein den Beweis geliefert hat, daß ihre Arbeit die
a für dieſen Sieg ſchafft. Sie wird gefürchtet
vom internationalen Unternehmertum und Sehr von den
Moskauer Fewerrſchaſtsſehrern denen jede freigewerk-
ſchaftliche Arbeit neu iſt wie unſeren Kommuniſten, die
noch vor erpigt anger Zeit gelb waren und jeden Augen
blick bereit ſind, es wieder g werden, wenn ihr Jntereſſe
es erfordert. Aber trotz dieſer Gegnerſchaft iſt die Amſter-
damer Jrterpatiepalf geiregex von dem e von
weit mehr als 20 Millionen Arbeitern nicht nur die
Macht, die alle Angriffe des internationalen Kapitals auf
die Rechte der Arbeiter und die Lohn- und Arbeitsbedin

einem Syſtem übergehen, das die Betriebe, die nicht voll
wer werden, ſtillegt, damit andere UnternehmungenC n in Sohnen derten Augenblick eingeſetzt in der Lage den Sieg an die

gungen abwehren kann, ſondern ſie allein iſt im rech-

Das ſpricht für ſich.
Wir leſen im neuen Heft der „Glocke“ z

Aus der großen Zeit.
Ein militäriſcher Schriftwechſel.

1.

Der Wehrmann Schmidt leidet an Schußverletzung und
Vereiterung des Oberſchenkelknochens. Da 3 ſeptiſche Er
cheinungen eingeſtellt haben, beantrage ich uzehnng des

hirurgen Herrn Sanitätsrat Dr. Pinner,
Prof. Dr. Cohn,

Ordinierender Arzt
2.

Reiervelaz. 12, Frankf. a. M. I. No. 2870, den 3. Aug. I
Dem Herrn Reſervelazarettdirektor, hier, mit der Bittevorgelegt, auf Grund der beiliegenden Sglhan Zeu ider Heranziehung des Herrn Sanitätsrats Dr. Pinner tet

geben zu wollen.
Der Chefarzt: Marx, Stabsarzt der Landwehr.

3.

Reſervelazarettdirektor J. No. II. 4134 Frankfurt a. M.
den 5. 8. 1915. U. dem Sanitätsamt 18. Armeekorps befür
wortet vorzulegen.

J. V.: Dr. Lann.
4

XVIII. Armeekorps Sanitätsamt I. No. 29/31, Frankfurt
a. M., den 7. 8. 1915.

U. dem Reſerve-Lazarett-Direktor, hier.
Die Hinzuziehung des Generalarztes Prof. Dr. Rehn

wird genehmigt. Lindemann.5

Refervelgza tand I. No. II. 4134, Frankf. a. M., 7. 8. 1915.
dem Reſervelazarett IX zur Kenntnis.

J. V.: Lindemann.

konſultierenden

1. Anlage.
6

Reſervelazarett IX Frankfurt a. M. I. No. 2870 10. 8. 15.
Herrn Prof. Dr. Cohn, Hochwohlgeboren, hier,

zur Renn gung e
Der Chefarzt: Marx, Stabsarzt d. Landwehr,

7.

10. 8. 15 Kenntnis genommen mit dem Bemerken, daß
Schmidt bereits am 6. 8. verſtorben iſt.

Prof. Dr. Cohn.
Neuwahlen zu ven gandwerkskammern.

Der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt ſchreibt: Mehr
fach ſind in letzter Zeit Körperſchaften und m
des Handwerks bei dem preußiſchen Miniſter für andel
und Gewerbe vorſtellig geworden, mit möglichſter Beſchleu-
nigung Wahlen zu den Handwerkskammern vornehmen zu
laſſen. Bekanntlich ſind derartige Wahlen ſeit Beginn des
Krieges nicht mehr erfolgt; infolgedeſſen weiſen weite
Kreiſe des Handwerks darauf hin, daß die ehe nung
der Handwerkskammern vielfach nicht mehr der Auffaſſung
der Wählerſchaft entſpreche, und daß beſonders mit Rück
icht auf die großen, im Gange befindlichen geſetzgeberiſchen
rbeiten auf dem Gebiete des Handwerksrechtes Reuwah-

len erforderlich ſeien.
Der preußiſche Miniſter für Handel und Gewerbe hat

ſich der Berechtigung dieſer ihm vgrgetru Wünſche
nicht verſchloſſen und iſt zunächſt an den Re chswirtſcha s
miniſter mit der Anregung herangetreten, baldigſt durch
eine Novelle zur Gewerbeordnung ein neuzeitliches Wahl-
recht für die Handwerkskammern einzuführen, nach welchem
mit möglichſter Beſchleunigung Neuwahlen vorgenommen
werden ſollen.

Kahr ſpricht.
Auf einem Kommers Landshuter Studenten hielt der

bayriſche Miniſterpräſident v. Kahr, wieder einmal eineRede bei der offenbar der Einfluß der Hitze und des ge
waltigen Bierkonſums eine nicht unerhebliche Rolle ſpielte.
Er bezeichnete die deutſche Novemberrevolution als ein Ver
brechen und das Kaiſertum als die Sehnſucht unſerer Vä-
ter. Das letztere mag wohl der Fall geweſen ſein. Herr
v. Kahr aber möge ſich geſagt ſein laſſen, daß die Sehnſucht
der Enkel eine andere iſt: ihre Sehnſucht und die unſere
iſt die Republik, und wenn auch ein Mann von der Quali-
tät des Herrn v. Kahr imſtande iſt, ſie uns gründlich zu ver
ekeln, ſo werden wir doch nicht ablaſſen, ſie b auszubauen
und zu geſtalten, wie ſie uns, den, Enkeln vor Augen ſchwebt.

Pohzen.

Selbſtmord eines bayeriſchen Miniſters. Jn den letzten Ta
gen wurden in den rechtsſtehenden Zeitungen Bayerns mit zu

nehmender Deutlichkeit Mitteilungen über Münzfälſchungen ge-
macht, deren ſie den bis vor kurzem im Amt geweſenen Staats-
ſekretär für das Verkehrsweſen v. Frauendorffer beſchul
digten. Frauendorffer war nicht nur ein Liebhaber, Kenner und
Sammler antiker Münzen, er hat auch mit einer gewiſſen Berufs
leidenſchaft lange Jahre ſein Amt als bayeriſcher Verkehrs
miniſter innegehabt. Unter dem alten Regime vor dem Krieg
tat er ſeine Pflicht als Exzellenz und Ritter hoher Orden, er
blieb auch unter Eisners Regierung in ſeinem Fachamt. Jetzt
hat er ſich, wie eben gemeldet wird, erſchoſſen.

Abgelehntes Frauenwahlrecht. Die belgiſche Kammer bat
mit Stimmenmehrheit abgelehnt, den Frauen das z
für die Provinzialwahlen zuzuerkennen. Für das Wahlrecht
ſtimmten die Katholiken. Da die Katholiken im Senat die Mehr
heit beſitzen, iſt ein Konflikt zwiſchen Kammer und Senat nicht
ausgeſchloſſen.

Stapellauf zweier Dampfer Jn Stettin liefen auf der
Werft des Vulkan zwei für den Norddeutschen Lloyd in Bremen
erbaute Frachtdampfer von je 60000 Tonnen Gehalt vom Stapel.

Allen G welche an
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sbzules.
Das Altrentnergeſetz.

Von Richard Meier-Zwickau, M. d. R.
Der Reichstag hat noch kurz vor den Ferien den Entwurf

eines Geſetzes über die Verſorgung der vor dem 1. Aug.
1914 aus der Wehrmacht aus geſchiedenen Mili-
e v und ihrer Hinterbliebenen (das Alt-rentnergeſetz) ohne Debatte a bnr nachdem im ſozialpoli-
tiſchen Ausſchuß der Entwurf auf Antrag der Soziademokraten
einige weſentliche Verbeſſerungen erfahren hatte.

d die Verſorgung der dienſtbeſchädigten Militärperſonen
n im Frieden eine völlig unzureichende war, wurde erklär-

cherweiſe als dringlichſte Aufgabe der Verſorgungsgeſetzgebung
Kach dem Weltkrieg zunächſt die Verſorgung der Kriegsteilnehmer
und ihrer Hinterbliebenen durch das eiggrerſorgungageſeg vom
12. Mai 1920 neu geregelt. Die in der Friedenszeit dienſtbeſchä
digten Perſonen und die Kriegsteilnehmer früherer Kriege, die
nach den Verſorgungsgeſetzen von 1906, 1907, dem Militär-

nſionsgeſetz vom 27. Juni 1871 und nach dem preußiſchen Ge-
etze vom 6. Juli 1865 entſchädigt wurden, blieben w. un-

berückſichtigt. Es wurde im Verwaltungswege durch Zuſchläge
den Renten eine gewiſſe Beſſerung verſucht, die freilich ganz

nzureichend ſein mußte. Nachdem durch das Penſionsergänzungs-
ftet die Gleichſtellung der alten und neuen Pen-
ionen erfolgt iſt, entſprach es der BVilligkeit, dieſe

Gleichſtellung auch bei den Altrentnern herbei-
uführen, wie die ſozialdemokratiſche Fraktion ſeit längerer
eit es gefordert hat.
Das Altrentnergeſetz beſtimmt, daß für die früheren Ange-

hörigen der deutſchen Wehrmacht und ihre Hinterbliebenen, ſoweit
ihnen Verſorgungsgebührniſſe nur infolge einer vor dem 1. Auguſt
1914 beendeten Dienſtzeit zuerkannt ſind oder nach den vor dem
Reichsverforgungsgeſetz vom 12. Mai 1920 erlaſſenen Militär-
verſorgungsgeſetzen noch zuerkannt werden können, im weſent-
lichſten das Reichsverſorgungsgeſetz gilt. S 1 des Geſetzes ſtellt die
wohlerworbenen Rechte der Altrentner ſicher: „Der Verſorgungs-
berechtigte wird jedoch nach den für 37 geltenden Ge-
r verſorgt, wenn er dies innerhalb eines Monats nach Zu

ellung des Beſcheides über die Reufeſtſtellung der Verſorgungs-
beantragt.“ Dieſe Beſtimmung überläßt die Entſchei-

ung dem einzelnen Verſorgungsberechtigten; dieſer kann inner-
J eines Monats ſich entſcheiden, ob er die Verſorgung nach dem

eichsverſorgungsgeſetz oder nach den bisherigen Beſtimmungen
haben will. Bei der Zuſtellung der Beſcheide erfolgt eine ent-
ſprechende Rechtsbelehrung der einzelnen Bezugsberechtigten.
Seitens der Regerung iſt die Erklärung abgegeben worden, daß
im allgemeinen bei dauernd anerkannten Ge-
ſchädigten eine Nachprüfung nicht erfolgen werde,
beſonders nicht bei Perſonen, die über 50 Jahre ſind. Jn begrün-
deten Einzelfällen iſt den Verwaltungsbehörden das Recht der
Nachprüfung vorbehalten.

Ein beſonderer Fortſchritt liegt darin, daß den Alt-
rentnern Heilbehandlung, Krankengeld und Haus-s-
geld nach den Vorſchriften der 88 4 bis 20 des R. V. G. gewährt
wird, während der Entwurf nur eine „Kann“-Vorſchrift vorſah.
Ebenſo haben die Altrentner Anſpruch auf Körpererſatz-
ſtücke, orthopädiſche und andere Hilfs mittel in
dem im 8 7 des R. V. G. vorgeſehenen Umfang. Jm 8 4 hat der
Ausſchuß die Worte „S8 21 und 23“ geſtrichen. Durch die Streichung
dieſer Worte iſt erreicht, daß die ſoziale Fürſorge im Sinne
der 88 21 und 23 des R. V. G. auch den Altrentnern zuteil wird.
Es handelt ſich hierbei in erſter Linie um die Berufsbera-
tung und dannn weiter um die ſogenannte ſoziale Kriegsfür-
ſorge. Die Berufsberatung wird nur eine untergeordnete Be
deutung haben, da die meiſten Altrentner einen anderen Beruf
kaum mehr ergreifen können und dürften. Die Landeszentral-

zur Mitwirkung berufenen Hauptfürſorgeſtellen und Fürſorgeſtellen
der Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen deren Aufgabe
auf andere Behörden übertragen. Nur auf ſolche Perſonen, die
auf Grund der Kapitalabfindungsgeſetze vom 3. Juli 1916 oder
vom 26. Juli 1918 Kapitalabfindung erhalten konnten, finden die
Vorſchriften der 88 72 bis 85 des R. V. G. Anwendung. Anders
liegt die Sache bei der e ſozialen Kriegsfür-
orge. Der vorhandene Altrentnerfonds iſt bereits den Haupt
ürſocgeſtellen überwieſen worden; die Altrentner ſollen aus dieſem

Fonds im Falle der Bedürftigkeit neben der geſetzlichen Rente ge
wiſſe Zuſchüſſe erhalten.

Nach dem Entwurf ſollte das Altrentner et am 1. April
1921 in Kraft treten Der Ausſchuß hat beſchloſſen, daß das Ge-
ſetz bereits am 1. Januar 1921 in Kraft tritt, ſo daß
den Altrentnern die zu u Bezüge für ein weiteres
Vierteljahr nachzuzahlen ſind. Nachzahlungen für einen vor dem
1 Januar 1921 liegenden Zeitraum finden nicht ſtatt. Die auf
Grund der bisher geltenden Geſetze zu zahlenden Verſorgungs-
gebührniſſe werden nach dem 1. Januar 1921 ſo lange weiter

ezahlt, bis die Gebührniſſe nach dem neuen Geſetz feſtgeſtellt ſind.
Soweit die Anſpruchsberechtigten am 1. Januar 1921 eine Teil-
rente von 10 v. H. nach den früheren n a r be
ziehen, werden ihnen die nach den bisher für ſie geltenden Ge-ſehen und den hierzu bis zum 1. April 1921 ergangenen Verord-

nungen und Erlaſſen zu zahlenden Gebührniſſen bis zum 31. Dez.1921 weitergezahlt. Mit dem 1. Januar 1921 wird an Stelle
dieſer Gebührniſſe von Amts wegen eine einmalige Ab-
findung in Höhe des dreifachen Jahresbetrags
gewährt.

Es iſt zu er daß durch das Jnkrafttreten dieſes Ge-
ſetzes eine weſentliche r r in der Verſorgungsgeſetz
gebung erreicht worden iſt, und brauchen die Verſorgungsbehörden,
die hoffentlich die Feſtſtellung der neuen Renten beſchleunigen
werden, nur noch das Reichsverſorgungsgeſetz zu w.

Durch die Ausgleichung der bisherigen Gebührniſſe an das
R. V. G. vom 12. Mai 1920 iſt für die Altrentner gewiß ein
großer Fortſchritt erzielt worden. Möge das Geſetz dazu beitragen,
den Altrentnern die wirtſchaftlich trüben Zeiten erträglicher zu ge-
ſtalten und ſie wie alle anderen Rentenempfänger vor der größten

Gewertſchafthihes
Die Konferenz der Vertreter der Gewerkſchaftshäuſer, die zum

23. und 24. Auguſt nach Hannover zuſammenberufen iſt, findet im
Volksheim, Nicolaiſtraße 10, ſtatt. egen Wohnungsbeſchaffung
möge man ſich zeitig an die Verwaltung des Gewerkſchaftshauſes,
Nicolaiſtraße 10, wenden.

Moskau oder Amſterdam und die franzöſiſchen Gewerkſchaften.
Havas meldet aus Lille, daß die Konferenz der Trans-
port arbeiter mit 61 gegen 5 Stimmen die Vertrauens-
tagesordnung zugunſten des Allgemeinen Arbeiterverbandes
(CGT.) angenommen habe.

Der Kongreß der Metallarbeiter hat eine Tages-
ordnung zugunſten der Kommuniſten mit 113 gegen 112 bei zwei
Stimmenthaltungen angenommen.

Streiks im Elſaß. Nach einer Meldung des Peuple aus
Straßburgs haben die dortigen Elektrizitätsarbeiter eine von der
Direktion verfügte 25prozentige Lohnherabſetzung abgelehnt und
ſind in den Streik getreten. Die Stromlieferung iſt unterbrochen.
Jm ganzen Unterelſaß ſind die Metallarbeiter ausgeſperrt.

Gärung unter den japaniſchen Arbeitern. Chicago Tribüne
meldet aus Tokio, daß die Entſendung von Truppen nach dem
Streikbezirk von Kobe unter den Arbeitern, die wieder geheime
Zuſammenkünfte zur Gründung einer nationalen Gewerkſchaft

Ein Gemälde lieb und rein:

„Rabeninselzauber““
Fröhlich pack ich's Malzeug ein,

R. A. Oho Henmann,

Baumwollwaren,
Für Schnittwarengeſchäfte und

Händler billiger Bezug.

Lagerbeſuch lohn end.

abhielten, Erregung hervorgerufen habe. Man mache ſich auf

behörden konnen an Stelle der nach den F8 68 bis 71 des R. V. G. einen Generaſſtreit von 200 000 Arbeitern in Tokio gefaßt, wenn

nicht die Arbeitszeit gekürzt und die Löhne er
Kobe häjten die Arbeiter in den Arſenalen Strejkverſuche unter
nommen.

Axs Alle Well.
Die Ueberführung des Mörders. Das Heidelberger Tage

blatt meldet, daß die Entlarvung des Mörders Seifert nunmehr
vollkommen gelungen ſei.
der Brieftaſche des ermordeten Bürgermeiſters Werner gefunde-
nen blutigen Fingerabdrücke in allen Einzelheiten mit den Fin
gerabdrücken des Seifert übereinſtimmen.

„ZS

ſandt.

Für die Verdhentlichungey dieſer Ueberſchrift übernimmt die Redaktion

Die Torgauer „Schupo“!
Wer Torgau vom Frieden und von Kriegszeiten her kennt,

der muß ſa Torgau ohne Militär hats noch nicht gegeben. Da
nun eer gewaltig zuſammengeſchmolzen iſt; ſo iſt in Torgau nur ein feier Teil von der Reichswehr geblieben. Die
Geſchäftswelt vermißt den fehlenden Verdienſt natürlich ſehr.
Die Angehörigen der Schupo aber, die einen gewiſſen Ausgleich
chaffen könten, werden viel zu gering bezahlt, zumal die Ver

irateten. Das Zukunftsbrot ſoll nun demnächſt 6—-7,50 M.
oſten. Da bedaure ich die Schupobeamten, welche einen Eheſtand
haben. Was gedenkt eigentlich der Staat zu tun, um nun endlich
einmal den Schupoleuten, und ſie haben es verdient, ein Leben wie
es jedem arbeitenden Menſchen zukommt zu ſchaffen? Was ſoll
man dazu ſagen, daß man zu den 2 Hundertſchaften und den einen
Radfahrerzug 1 Major, 2 Hauptleute, 1 Oberleutnant und 3 Leut
nants kommandiert hat. Für die kleine Truppe dürfte doch
wohl 1 Oberleutnant und 3 Leutnants vollauf genügen oder iſt
die Schupo ins Leben gerufen als Verſorgungsſtation abgeſägter

Reichswehroffiziere? e r W in Golchen Offiziersetat zu unterhalten hat, dann iſt es ja ken die Beamten, die die Arbeit machen, nicht bezahlen

kann.
ziemlich ſicher und ſchwingen ſchon wieder Kaſernenhoftöne.

Verantwortlich für den redaktionellen Teil Willi Lanske,
für den Anzeigenteil Wilhelm Herzig. beide in Halle.
wwwawwwwaaaaawawaaaaanaaaaaaaa e

Amtliche Bekanntmachungen für Eisleben.

Aufhebung von Poſthilsſtellen, P
Die Poſthilfsſtellen in Gödewitz bei Salzmünde und

Naundorf bei Beeſenſtedt z aufgehoben worden.
Eisleben, den 15. Juli 1921.

Der Landrat.
J. V.: Neumann, Regierungsaſſeſſor.

Beurlaubung des Kreisarztes,

Der Kreisarzt Herr Dr. Neubelt. hierſelbſt iſt vom 18. Juli bis
13. Auguſt d. J. beurlaubt.in Mansfeld vertreten.

Eisleben den 15. Juli 1921.
Der Landrat.

J. V.: Neumann, Regierungsaſſeſſor.
w.

Stellen finden.Walhalla Theater. Halle a. S., Dienstag, den 26. Juli 21
Magdeburgerſtraße 9. Anfg 7 End. 10 le per Strabebs Alte Promenade laOft hab jeh am Saalestrand Großhandlung Alt-Heidelderg Fernruf 1224. Fernruf 5738.

Oelmalend gesessen, in Kleiderſtoffen, Mittwoch:
e e e r Hene Herrenſtoſſen und Der e er a en La

e
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Otto Katzula's Tuchhalg.

Hab den Pinsel so über,
Will die Abschiedswoche nicht
Mir durch Trübs l trüben,
Und wenn mir auch's Herze bricht

Sportmützen
in allen modernen Farben

Krumpa bei Müncheln.
AnkfertigungfeinerHerren-
und Damen Garderobe.

wahr vchuien be dine fin
MModelltischler

suchtHallesche Maschinenfabrik

höht würden. Jn

Es hat ſich herausgeſtellt, daß die an

enn die Offiziere bei der Schupo fühlen ſich ſchon wieder

Er wird durch den Herrn Kreisarzt

preiswert bei

Kaliga, W.
Mich in Komik üben.
Jubeln soll mein Halle noch
Diese letzten Tage.
Sagen: „Justavl Schön wars doch
Deine Possenplage;
In der Zeit, die Du noch hier
Kommen alle wir zu Dir,
Hast bei uns 'nen Stein im Brett,
Du und dein

„Mädel vom Cabarett“
Operette posse in 3 Akten von

Gustav Bertram.
Tageskasse 10-1 und ab 6 Uhr.

Anfang Uhr.

Zu verkanfen
Erundſtüt
mit Gaſtwirtſchaft u. Laden
im Zentrum von Halle, erd-
teilungshalber billig zu ver
kaufen. Friedertsmiete 3100 M.
Nur an Selbſtkäufer. Offert.
unt. V. H. 62 a. d. Exp. d. Ztg.

n n e
Hohenzollern

Wilhelm II. und sein Haus
Der Kampf um den Kronbesitz.

Von Kurt Heinig.

n

n

Das Buch enthält eine Fülle von Material und ijst
besonders in der Agitation eine schneidende Waffe!
Wir empfehlen allen unseren Funktionären sofortige

Bestellung zum Subskriptonspreis von Mk. 25.
Nach Erscheinen kostet das Buch Mk. 30.

Buchhandlung der Volksstimme
Halle a. d. S., Grosse Ulrichstr. 27.

o

e h

See

S
eher

Ab 2 9Bei inkàäufen
bitten wir unsere Parteigenossen und Leser sich stets auf die

Inserate in der „Volksstimme“ zu beziehen.

Mod. Formen, gute Arbeit.
Garantiert guter Sitz.

e h

et etAbtenmappen
in Ia. Rindleder

ſehr preiswert bei

H. Krasemann,
Lederwaren-

Spezial Geſchäft

W nur VSchmeerſtraße 19.

Am
Dienstag

ſtehen größ.
u. kleinere

Bremer
Läuſerſchweine

preiswert zum Verkauf.

Otto Nagel,
Wittekindſtr. 34. Tel. 4358.

m--

u. Fisengiesserei Halle a, S.
(Das Achtgroschenmädel.)) In den Hauptrollen:

ln Teil. en Gertrud Welcker
ußerst spannende Akte him der Hauptroe: Erioh Kaiser-Titz. Ungbhäng. Frau Sohluss der Angeilgen-

Edith Posca. Vorführung: 450 7.00 9.20 auf den Hof geſucht Annahme 9 Uhr.

t h i. h SVor 4.40 20, IV.erfuhr 440 650, 910 Leo Peukert
in dem Schwank in 3 AktenDer Gent von

der Ferrystreet

Lustspiel in 3 Akten.
Mebeueiten Wochenberigte len Kwweſhtigch u. Verkstatt

Beginn: 4 Uhr.

Metee J Verenns. Anzeiher

Bekanntgabe ſämtlicher Beranſtaltungen

der Sozialdem. Partei,
Bezirksverband Halle. Hauptbüro daſelbſt,

Harz 42/44. Fernruf 6900.Beginn: 4 Uhr.
immer 12Für die Agitation:

Reinh. Dreſcher, Heinz Flücht, Sekretäre.
Kaſſe: Zimmer 38. Herm. Kunzemann Kaſſierer.

Poſtſcheckkonto 87 575 Leipzig.
Ferner für die dem Allgem. deutſch. Gewerkſchafts
bunde angeſchioſſenen Gewerkſchaften ſowie der
auf dem Boden der Mbeiterbewegung ſtehenden

geſelligen Vereine.

Weißenfels.
Grosse Thüringer Wanderausstellung für

Volksgesundheit und Volkswohlfahrt
in Weißenfels in der Zeit vom 24. bis mit 30. Juli

in der Turnhalle am Stadthaus (altes Seminar).
Leiter: Schuldirektor Kohlſtock, Gotha.

Eintritt Erwachſene 1 Mk., Kinder über 12 Jahre 30 Pfg.
Stündliche Führungen, täglich Vorträge!

Jedermann iſt in ſeinem eigenen Intereſſe herzlich eingeladen.
Der Ausſtellungsleiter: Die Weißenfelſer Guttempler

gez. Kohl. Schuldirektor, i. A
otha.

Helfta (SPD.) Montag, d. 25. Juli, abends 8Uhr,
erweiterte Mitgliederverſammlung

im Gaſthof „Zur Sonne“. Tagesordnung 1. Ge
noſſe Strauß, Eisleben ſpricht über „Grundſätze u.
Forderungen der Sozialdemokratie 2. Als wich

Theuermeiſter.

Durch ein Schadenfeuer wurde am Sonnabend abend einer
unserer Konlenlagerschuppen zerstört. Unser Geschäftsbetrieb
erleidet dadurch keine Unterbrechung, vielmehr findet der Ver-
kauf am Lager, wie auch die Anlieferung der Brennmaterlallen
rei Gelass durch unsere Gespanne unverändert statt,

Wir bitten unsere geehrte Kundschaft nur, bis zur Wieder-
hersteliung unseres Fernsprechanschlusses Nr. 1259 sich der
Anschlüsse unseres Engrosgeschäftes 6080 u. 4540 zu bedienen.

i. Proepper Co., I. h. l.
Hauptkontor: Magdeburger Strasse 55.

Lagerplatz: Delitzscher Strasse 82.

tiger Punkt ſoll über eine Eingabe an den Vor
ſtand der Allg, Orts und Landkrankenkaſſe des
Mansfelder Seekreiſes wegen Zulaſſung des
Helftaer Arztes Herrn Dr. Hachtmann beraten
werden. Hierzu iſt es notwendig daß alle Kranken
kaſſenmitglieder. auch diejenigen, welche dem
Ortsverein nicht angehören, anweſend ſind. Es muß
feſtgeſtellt werden in wieweit ein Bedürfnis für die
Zulaſſung des Herrn Dr. Hachtwann unter den
Krankenkaſſenmitgliedern vorhanden iſt. 3. Wahl
eines Delegierten zum Bezirkstag in Halle a. S.
u. Wahl eines Delegierten zum Frauentag in
Halle a. S. 4. Wahl zum Parteitag in Görlitz.
5. Anträge und Verſchiedenes. Vollzähliges
Erſcheinen erwartet Der Vorſtand.

Gen. Adolf Braun vom Parteivorſtand in Berlin
ſpricht in kommender Woche in folgenden Orten über
Deutſchlands wirtſchaftliche u. politiſche Lage in S
Vitterfeld, Dienstag, den 26. Juli, abends 8Uhr.

Delitzſch, Mittwoch, den 27. Juli, abends 8 Uhr.

Ellenburg, Frgrerstag den 28. Juli, abends

Genoſſinnen und Genoſſen, ſorgt für einen

Ausdruck unſeres ſozialiſtiſchen Wollens werden!
Waſſenbeſuch. Die Verſammlungen müſſen zum J

n

Ratibo

tte
tattun
Dieſer
Korfan
ſeinem
einen

der we
in Obe



2527772 77

27

a

o ters

pagen
nach

kform.
eidern
noch

Halle, Montag, 25. Juli 1921.
W d

Halle und öuollrelzorte.

Halle, 23. Juli 1921.
Unſer Sommerfeſt,

zom balten Wetter h bewegte ſich in den herkömm-
lichen, vielleicht zu herkömmlichen Bahnen. Der Beſuch war
ſo P daß der e e Garten im „Hofjäger“ beinahe
nicht ausgereicht hätte. Schon von den erſten Nachmittags-
ſtunden an ſetzte ein lebhaftes, feſtfreudiges Treiben bei
den zahlreichen Kindern natürlich mehr wie bei den Er-

enen ein. War doch ar für die Kleinen manch
ge Veranſtaltung getroffen. Die Geſänge des „Freien

ngerchors“ erfreuten ſich wie immer einer beſonderen
Aufmerkſamkeit. Wenn ſie nicht ſo wirkungsvoll waren, ſo
lag das an äußeren Umſtänden. Die Darbietungen der
Kapelle Görlach gaben die übliche Umra en Ein Licht-
blick für die Zukunft war das luſtige Spiel der Arbeiter-
et Welche Eltern waren nicht erfreut über das neue

den, das ſich mit unſerer heutigen Jugend oder viel
mehr mit einem Teil derſelben verknüpft? Leider war der
Platz nicht dazu angetan, das Spiel der gen zur Gel-
wne ringen. Es ließe ſich beſſer bewetten außerhalb
der Mauern, auf freier grüner Wieſe. Mit der Arbeiter-
zage ieht ein ſtärkeres Kulturwollen und echtere Feſtes-

eude herauf. Es wird dem Volke zum Heil dienen.

Ferienwanderungen!

Die nächſte Ferienwanderung findet am Dienstag, den 26.
Fuli, ſtatt. Treffpunkt wie am Freitag (Hallmarkt) und (Mohr)
pünktlich s Uhr. Ziel Bad Neu-Ragoczi. Abfahrt vom Hett-
edter of Punkt 9 Uhr. Bahnfahrt bis Dölau. Fahrgeld
ür Kinder unter 10 Jahren 30 Pfg., über 10 Jahren 55 Pfg.
iner zahlreichen Beteiligung ſieht entgegen

Der Arbeiterwohlfahrtsausſchuß,

Der Flurſchutz im Saalkreis.
Zu unſerer Notiz „100 Offiziere als Feldhüter“ geht uns von

ter Geſchäftsſtelle der Saalkreis-Bauernſchaft ein Schreiben zu,
in dem ſich die genannte Körperſchaft gegen die in der Notiz er-hobenen offenen und verſteckten Vorwürfe verwahrt. Wir geben
aus dem Jnhalt folgendes Zahlenmaterial bekannt:

„Es ſind insgeſamt überhaupt nur 65 Feldhüter durch unſere
rmittlung bei den einzelnen Beſitzern des Kreiſes angeſtellt.

Darunter befinden ſich, nach Berufen geordnet:
1 ehemaliger aktirer Offizier, 8 Reſerve-Offiziere, von dieſen

varen im Zivilberuf: 2 Kaufleute, 1 Privatſekretär, 4 landwirt-
ſchaftliche Beamte, 1 Eiſenbahnanwärter.

18 ehemalige Förſter, darunter kein Offizier, vielfach
Flüchtinge,

7 Arbeiter darunter kein Offizier,
12 Arbeitsloſe, darunter 4 Flüchtlinge, 1 Farmer aus

Ufrika, kein Offizier,
2 ehemalige Schupobeamte kein Offizier,
2 r beides Auslandsdeutſche, darunter kein Muer
1. Friſeur, kein Offisier,
1 Detektip, Flüchtling, kein Offizier,
1 ohne Beruf, kein LOffizier,
2 Landwirte, kein Ofſizier,

tasgeſamt 65 Feldhüter.
Für die Vermittlung der Beamten ſind alle zur Verfügung

ehenden Stellen, die Arbeitsämter und ganz beſonders die
lüchtlingsſürſo: geſtellen benutzt worden.Wir haben beſonders Wert darauf gelegt, gerade vertriebenen!

Jnlands wie Auslandsdeutſchen
g'währen.

Einen „Landbund für Mötteldeutſchland“ gibt es nicht. Von
der erwähnten Anzeige in bayeriſchen Blättern iſt uns nichts
bekannt. Von uns iſt ſie jedenfalls nicht ausgegangen.“

ein neues Unterkommen zu

möchten wir bemerken: Nachdem wir nun die Sache l
äffentlich angeſchnitten hatten, iſt uns auch von anderer Seite
einige Auskunft gegeben worden. Danach ſtimmt die von der

sbauernſchaft angegebene Zahl von 65. Wer alles davon
ffizier war oder während des Krieges einen ähnlichen Rang

einnahm, ließ ſich nach den dort rorliegenden Angaben nicht feſt
llen. Bemerkenswert iſt nur, daß die Geburtsorte aller Ange

ellten hauptſächlich in Süddeutſchland. Schleſien, Mecklenburg
und Pommern liegen. Tatſache iſt, daß nur Feldzugsteil-
nehmer verlangt wurden, dor allem ſolche, die irgend einen
Rang bekleidet katten.

Run zum Jnſerat in den ſüddeutſchen Blättern. Dieſes hat
tatſächlich drin eſtanden Es wurden für Mitteldeutſchland
nationalgeſinte Männer von einem Landbund als Flurſchützen
geſucht. Leider war es nun nicht möglich,
augenblicklich zu entdecken.

Weiter heißt es noch in dem Schreiben der Kreisbauernſchaft:
„Verlangt wird von den anzuſtellenden Beamten, daß ſie nicht

den Umſturzvarteien angehören. Man kann keinem
er zumuten, einen Beamten in einer Vertrauensſtellung

anzuſtellen, der auf dem Boden einer Partei ſteht, die den Um
ſturz der beſtehenden Stagrscerdnung predigt.

Von einer pr litiſchen Gefahr durch die Feldhüter kann gar
nicht die Rede ſein. Ob die Feldhüter monarchiſtiſch oder
republikaniſch geſinnt ſind, iſt uns nicht bekannt. Danach
in n uns nicht gefragt, es hat für uns auch keinerlei

ereſſe.
Hier geſtatten wir uns auf einen logiſchen Widerſpruch auf-

merkſam zu machen. Es wird geſprochen von „den Umſturz-
varteien“, wozu wir allerdings in erſter Linie, neben den Kom
wuniſten, die monarchiſtiſchen Parteien rechnen. Aber gerade an
der Feſtſtellung der monarchiſchen Geſinnung ſoll kein Jntereſſe bei
der Kreisbauernſchaft vorhanden ſein. So anerkennenswert uns
der höfliche Ton des Schreibens erſcheint, ſo gleichmäßig aner-
lennenswert erſcheint uns der Sinn der Worte nicht zu ſein. Wir
haben dasſelbe Gefühl wie unſer Parteigenoſſe, der von der
Schupo zum Flurſchutz übergehen wollte, der aus allen Fragen,
die man ihm ſtellte, die Ueberzeugung gewann, daß zu den
Umnſturzparteien eben alle republikaniſch ge-
ſinnten Menſchen gezählt werden.

Sondergericht.

Wieder einmal Mitläufer.
Der Angeklagte Hermann Ehring aus Lauſcha an der

IAnſtrut h ging während der Märzunruhen in die Leuna-
erke und ſchloß ſich dort der dritten Kompagnie an. Zwar
e dieſe Formation keine Waffen, aber der Staatsanwalt
die Organiſation des geſamten Leunger Aufſtandes als einen

eigen großen bewaffneten Haufen an. Durch dieſe Logik, die
h ntlaggebebörde immer dann wieder fallen läßt, wenn es ihr
t in die Konſtruktion der Anklage paßt, kommt der Staats
ſnwalt zu dem l 6 Monate Gefängnis zu beantra-

das Belegeremplar

n. Das Gericht folgt dieſem Antrag und verurteilt Ehrins
Anſchluſſes an be waffneten Haufen zu 6 Monaten

Der Vorſitzende, der von der Strafkammer neu zum Sonder-
o gekommen iſt, ſtrotzt von Vorurteilen, vereitelt eine

emäbe, unbeeinflußte Ausſage des Angeklagten und hat fürAngaden nur immer ein ſchmetterndes „Nan u übris.

1. Beilage zur Volksſtimme.
der

Der Angeklagte Hermann Veit aus Roßbach wurde bei
Einnahme des Leunawerkes von der Schutzvolizei gefangen

genommen. Er war Mitglied der 9. Kompagnie geweſen, hat
ſich aber von allen Gewalttätigkeiten zurückgehal-
ten. Er wird gemäß dem Antrage der Staatsanwaltſchaft we
gen Anſchluſſes an bewaffnete Haufen zu 6 Monaten Gefängnis
verurteilt. Doch wird dem Angeklagten in Anbetracht ſeines
guten Leumundes Strafaufſchub mit dreijähriger Bewäh-
rungsfriſt zugebilligt.

Der lungenkranke Hermann Kippſtein aus Eisleben
wird beſchuldigt, an Plünderungen eines Eislebener Schuh
warengeſchäftes teilgenommen und ſich hierbei ein Paar
Schuhe angeeignet zu haben. Außerdem wurde ihm wäh-
rend der Märzunruhen ein Gewehr aufgedrängt, mit dem er
einige Minuten lang Poſten ſtand. Er kann den Beweis erbrin-
gen, daß er ſich der Hehlerei betr. der Schuhe nicht ſchuldig ge-
macht hat, während er ſein Vorgehen gegen das Entwaffnungs-
geſetz zugibt. Er wird gemäß dem Antrage der Staatsanwalt-
e 10 Monaten Gefängnis und 300 Mark Geldſtrafe ver-
urteilt.

5. Jahrgang Nummer 171

Strafkammer.

Der Waſſerwerksſtreik im März.

Um den kommuniſtiſchen Märzaufſtand zu fördern,
hatten die beiden Angeklagten Guſtav Hartmann aus Bee-
ſen und Wilhelm Kaßler von Halle die Arbeiter des Beeſe-
ner Waſſerwerkes zum ſofortigen Streik aufgefordert.
Tatſächlich traten die Arbeiter auch in den Streik, was den
Halleſchen Betrieben und Familien infolge der nun efntreten-
den Waſſernot erhebliche Mißliebigkeiten brachte

Der Magiſtrat hatte ſofort gegen die beiden Angeklagten
Strafantrag geſtellt. Das Gericht brachte die Verordnung des
Reichspräſidenten betr. Stillegung lebenswichtiger Betriebe in
Anwendung. Da Hartmann als Mitglied des Betriebsrates
eine einflußreiche Stellung hatte, wird gegen ihn auf die
ſchwerere Strafe von 1 Monat Gefängnis erkannt, während
Kaßler zu 1 Woche Gefängnis verurteilt wird.

Geſchloſene Abwehr gegen Lohnabban und Preiverhöhung.

Anm Freitag, den 22. Juli, tagte im Voltspark eine Ver-
ſammlung der Kartelldelegierten und Gewertkſchaftsvorſtände, in
der zum erſten Male wieder die geſamten Halleſchen Ge-
werkſchaften bis auf wenige Ausnahmen vertreten waren.
Es iſt gelungen, mit den Gewertſchaften, die ſich aus beſtimmten
Gründen bisher zeweigert hatten, dem Karteil ſich wieder anzu
ſchließen, eine Verſtändigung herbeizuführen, die notwendig war,
um die unbedingt zu erzielende Einheitfront der lleſchen Arbeiterſchaft wieder erzuſtellen Daß die ſcharfen Gegenſätze, die

ſeinerzeit bei der Zerſplitterung des Kartells herrſchten, noch nicht
ganz wieder beſeitigt ſind, bewies allerdings ſchon dieſe erſte ge
meinſame Sitzung. Von den linksſtehenden Kollegen wurde ve-
antragt, die dem Vorſtand vorgeſchlagene Tagesordnung zu än-
dern und zuerſt Anträge zu behandeln, die in der Verſammlung
erſt vorgebracht wurden. Nach kurzer Geſchäftsordnungsdebatte
wurde dieſer Antrag angenommen. Die Vertreter des Bauar-
beiterverbandes beantragten, in den nächſten Kartellſitzung als
erſten Punkt die Wahl des geſamten Kartellvor-
ſtandes auf die Tagesordnung zu ſetzen. Der Vorſitzende, Kol-
lege Heſſe, erklärte, daß der Vorſtand dieſen Antrag annehme

Wir gehen heute abend s Uhr
zur

öffentlichen Volksversammlung
nach Wilsäorfs Gesellschaftshaus, Karlstr. 14
Genossin Antonie Pfülf, Mitglied des Reichstags

spricht über
wichtige politische u. wirtschaftl. Probleme.

ges
und ſich eine Abſtimmung darüber erübrige. Ein zweiter, von den
Holzarbeitern geſtellter Antrag enthielt drei Punkte: erſtens, eine
allgemeine Verſammlung einzuberufen, die ſich mit der Brotpreis
teuerung beſchäftige, zweitens: Einberufung einer Verſammlung,
in der zur Schlichtungsordnung Stellung genommen werden ſolle;
(in beiden Verſammlungen ſollen Vertreter des A. D. G. B. re
ferieren); drittens: zum 2. Auguſt eine allgemeine Verſammlung
einzuberufen, in der ein Delegierter zum Moskauer Gewerk-
werkſchaftskongreß Bericht erſtatten ſoll. Der Vorſitzende, Kollege
Ken fie gab zu dieſen Antrage die Erklärung ab, daß der Vor-
tand ſich mit den Punkten 1 und 2 einverſtanden erkläre, da er
ſi h jeſbſt ſchon darüber ſchlüſſig ſei, daß ſolche Je umnlungen
einberufen werden müſſen; den dritten Punkt des Antrages könne
er aber nicht befürworten, da die Freien Gewerkſchaften der Am-
ſterdamer Internationale angeſchloſſen ſeien und infolgedeſſen
keine Veanlaſſung hätten, von ſich aus eine Verſammlung zur
Berichterſtattung über den Moskauer Gewerkſchaftskongreß zu ver-

ſchen Gewerkſchaften über alle wichtigen Vorgänge unterrichtet
iſt. Dann macht Kollege Wielepp noch Mitteilung von derGründung eines Fugenbtarterrs, dem ſich die mei-
ſten ArbeiterjugendOrganiſationen in Halle bereits angeſchloſſen
haben, und das ſich zur Aufgabe ſtelle, die wirtſchaftlichen For
r der Arbeiterjugend zu verwirklichen. Eine der nächſten
Kartellſitzungen werde ſo mit der Frage beſchäftige müſſen, welche
Beziehungen das Gewertſchaftskartell zu dem Jugendkartell an
knüpfe. Zum Schluß befürwortete Kollege Wielepp noch die Er
richtung Zentrale für Bürobedarf, die in Verbindung mit
der neugegründeten Einkaufszentrale für Bürobedarf der Arbei-
ter- und Angeſtelltenorganiſationen (Sitz Frankfurt a. M.) für
die Gewerkſchaftsbüros einen wohlfeilen Einkauf von Bürobe-
darfsartikeln bewerkſtelligen könnte.

Anſchließend an den Geſchäftsbericht wies Kollege Wielepp
noch einmal kurz auf die Notwendigkeit der Erhöhung der Kar
tellbeiträge hin und empfahl die Annahme der Vorlage, die der
Kartellvorſtand den einzelnen Gewertkſchaftsvorſtänden ſeinerzeit
zwecks Stellungnahme in den Mitgliederverſammlungen über-
reicht hatte.

Jn der ſich an den Geſchäftsbericht anſchließenden Dis
tuſ n wurde manhes an dem Bericht bemängelt, Kollege
Mülle (vHolzarbeit::) führte den ſchlechten Leſuch der age-
meinen Gewerkſchaftsverſanr. ung am 8. Juri darauj zurüd, daß
der Kartellvorſtand eigen richtig die Tagesor nung geänder:
ha und die Verſammluig zu einer Arbeitsloſe miung
machte. Kollege Gräfe (Transportarbeiter) ſprach ſich gegen
die Errichtung einer Einkaufszentrale aus und will es jeder ein
zelnen Eewerkſchaft überlaſſen, ſich ihren Bürobedarf zu verſchaf
fen, wo ſie wolle; er warnt die Gewerkſchaftsvorſtände vor den
Reiſenden, die in letzter Zeit häufig die Büros überlaufen und
dort alle möglichen wertloſen Dinge den Gewerkſchaftsangeſtell
ten aufſchwatzen Kollege Martin (Maſchiniſt und Heizer)
führt aus, daß das Mitteilungsblatt ſeine Aufgabe erfüllt hätte
und ſein Erſcheinen einſtellen könne. Er wünſcht, daß der Re
ferent, der über die Schlichtungsordnung ſprechen ſoll, kein Be
fürworter der Schlichtungsordnung ſein ſoll die Halleſche Arbei-
terſchaft müſſe gegen die Schlichtungsordnung ſcharfen Proteſt
erheben, und die anderen Kartelle des Bezirks müßten ſich an
ſchließen. Kollege Schlimme ſpricht für das Weiterer cheinen
des Mitteilungsblattes, das allerdings zu einem Organ für die
Betriebsräte in Halle umgebaut werden müſſe. Der Referent zur
Schlichtungsordnung müſſe ein guter Kenner des Entwurfs ſein
und ihn objektiv beurteilen können: die Halleſche Arbeiterſchaft
könne ſich nur dann ein Urteil darüber bilden und ihre Stellung
dazu nehmen. Kollege Martin (Bauarbeiter) hält demge-
genüber ſeinen Standpunkt aufrecht. Kollege John (Bauar-
beiter) ſpricht über die Erwerbsloſenfrage und wendet ſich haupt
ſächlich dagegen, daß der Magiſtrat den Notſtandsarbeiten un

anſtalten. Darüber entſpann ſich nun eine längere, äußerſt leb-
fte Debatte, die ſich ſtellenweiſe ſo zuſpitzte, daß man befürchten

onnte, das ſoeben erſt zuſammengeleimte Karte! würde wieder
auseinander fallen. Jn der namentlichen Abſtimmung erfuhr
dann der Punkt 3 des Antrages der Holzarbeiter eine Ableh-
nung, indem 32 Delegierte dagegen und nur 29 dafür ſtimmten.

Dann erhielt der Gewerkſchaftsſekretär, Kollege Wielepp,
das Wort zu geſchäftlichen Mitteilungen. Eingangs wies er
nochmals darauf hin, daß es gelungen ſei, eine Verſtändigung mit
faſt allen Verbänden zu erzielen: dieſe Verſtändigung ſei aus
mancherlei Gründen notwendig; denn nicht allein nur die wirt-
ſchaftlichen Verhältniſſe und die drohenden Gefahren der Exiſtenz
verſchlechterung der Arbeiterklaſſe bedingten dieſe Einigkeit, ſon
dern auch der Aufbau der Betriebsräteorganiſa-
tion, der nur ein Rumpfgebilde ſchaffen würde, wenn wichtige,
größer. Verbände nicht darn beteiligt ſeien. Dann bedauerte der
Redner den außerordentlic, ſa,lechten Beſuch zum 8. Juli vom
Kartellvorſand nach dem Volkspark einbera nen öffentlichen
Gewerkſchaftsverſammlung: ebenſo müſſe auch der verhältnis-
mäßig ſchwache Beſuch der Betriebsräte-Gruppenverſammlun-
gen bemängelt werden, und beſonders ſei es zu rügen, daß ſich
einzelne Gewerkſchaftsvorſtände garnicht um die Betriebrätefra-
gen kümmern. Ferner wies der Redner darauf hin, daß wohlſämtliche Geweriſchaftsvorſtänd vom Finanzamt Steuererklä-

rungsaufforderungen zur Körperſchafts- und Kapitalertrags-
ſteuer erhalten haben. Nach den beiden Steuergeſetzen ſind Ge-
werkſchaften von dieſer Steuer befreit. Das Sekretariat habe
ein Einſpruchsſchema ausgearbeitet, das den Gewerkſchaftsvor-
ſtänden zur Verfügung ſtehe und von ihnen zwecks Rekſamation
benutzt werden könne. Dann berichtete der Redenr über die Ar-
beits loſigkeit in Halle. Dieſe ſei zwar nach den letzten
Wochenberichten des Arbeitsamtes nach wie vor langſam im
Fallen begriffen, aber die Zahl der Arbeitsloſen ſei doch immer
noch verhältnismäßig hoch. Die Leunakommiſſion, die eingeſetzt
worden ſei, um gemeinſam mit der Eiſenbahndirektion Halle über
die Unterbringung der vom Verkehrsminiſterium auszugehenden
Arbeiten beraten ſoll. hat bereits in einer Sitzung mit der
Eiſenbahndirektion getagt, und letztere hat ihren Willen zu er-
kennen gegeben, daß die Wünſche der Gewerkſchaften bei der
Vergebung der Arbeiten berückſichtigt werden ſollen. Leider wer
den in einigen Betrieben noch fortdauernd Ueberſtunden
emacht, trotzdem am Orte noch genügend Arbeitsloſe aus dem
etreffenden Berufe vorhanden ſind: zu dieſen Betrieben gehöre

u. a. die Halleſche Maſchinenfabrik, wo ſeit längerer Zeit kein
Betriebsrat mehr vorhanden ſei. und deshalb niemand
da ſei, der in dem Betriebe die gewerkſchaftliche Ordnung hoch-
halte. Auch in der Spinnerei von Meyer und Kaufmann ſollen
in letzter eit recht viel Ueberſtunden gemacht werden. Das Ver
halten dieſer Arbeiterſchaft müſſe angeſichts der vielen Arbeits
loſen, die mit ihren Familien Not leiden, ſcharf gerügt wer-
den. Die Erwerbsloſenunterſtützung ſoll zwar durch Beſchluß des
Reichstags um etwa 20 Proz. erhöht worden ſein, aber wenn man
die in Ausſicht ſtehende Brotpreiserhöhung und Verteuerung wei-
terer Lebensmittel betrachte, dann könne man die Erhöhung der
EDerbelsſene e n nicht mehr als eine Verbeſſerung der
Erwerbsloſen bezeichnen. Kollege Wielopp erſuchte dann alle Ge
werkſchaftsvorſtände, dem Sekretariat des Gewerkſchaftkartells
allwöchentlich einen kurzen Situationsbericht über die wichtigſten
Vorgänge in ihrer Organiſation am Orte zuzuſtellen. Der Kar-
tellvorſtand ſei leider oft nicht in der Lage, dieſe Vorgänge alle
verfolgen zu können, da ſie ſich nicht immer an der Oeffentlichkeit
abſpielen.

tarifmäßige Löhne zahle: er verurteilte es auch, daß dieſe
Notſtandsarbeiten Privatunternehmern übergeben werden, an-
ſtatt ſie in eigner Regie ausführen zu laſſen. Kollege Schachtel
(Eiſenbahner) wendet ſich gegen die Erhöhung der Kartellbei
träge in der voxgeſchlagenen Form es ſei mancher Organiſation
in der jetzigen Zeit ſchwer, einen Extrabeitrag von den Mitglie-
dern zu erheben. Kollege Heſſe äußerte ſich zu der vom Kol-
legen Müller gegebenen Anregung, etwas gegen den Obſtwucher
zu tun; dies könne von einer örtlichen Jnſtanz erfolgreich nicht
getan werden, denn die m hätten gelehrt, daß jedes
Mal, wenn in einem Orte Maßnahmen gegen die hohen Obſt

reiſe ergriffen wurden, das Obſt plötzlich ganz und gar ver-
chwand und nach anderen Orten wanderte; wenn die Arbeiter

ebenſo gut organiſiert und displiniert wären wie die Obſtengroß-
dann ließe ſich allerdings etwas erreichen. Zu der vom

ollegen John angeſchnittenen Frage der Notſtandsarbeiter be
merkte Kollege Heſſe, daß der Kartelvorſtand dieſen Dingen ſtets
ſein Augenmerk zuwenden werde, aber in erſter Linie ſei das doch
Sache der in Frage kommenden Gewerkſchaften. Auch Kollege
Wielepp äußerte ſich in ähnlichem Sinne; er gab ſeiner Ver-
wunderung darüber Ausdruck, daß Notſtandsarbeiter untarifmä-
ßig entlohnt werden, denn in einer Unterredung mit dem Di-
rektor des Arbeitsamts, Dr. Holz, ſei ihm zugeſichert worden,
daß den Notſtandsarbeitern überall der tarifmäßige Lohn, der für
die auszuführende Arbeit in Frage komme, gezahlt werde.

Jn der nun folgenden Abſtimmung über die Erhö-
hung der Kartellbeiträge wird zunächſt ein Poſten
von 6000 Mk., der als Zuſchuß für das Mitteilungsblatt in den
Etat eingeſtellt war, abgelehnt und dann die Vorlage des
Kartellvorſtandes gegen 4 Stimmen angenommen. Der
Kartellbeitrag beträgt alſo in Zukunft pro Woche und
Mitglied 10 Pfg. für männliche und 5 Pfg. für weibliche Mit-
lieder.ß Auf eine Anregung des Kollegen Brauns (Bauarbeiter),

daß das Vertretungs- und Abſtimmungsrecht der Gewerkſchafts-
vorſtände in den kombinierten Kartellſitzungen geklärt werden
müſſe, erwiderte der Vorſitzende, Kollege Heſſe, daß der Kartell-
vorſtand demnächſt eine Vorlage einbringen werde.

Ueber den nächſten Punkt der Tagesordnung, die wirt-
r Lage und die Aufgabe der Gewerk-ſchaften, referierte der Vorſitzende, Kollege Heſſe. Er legte
der Verſammlung eine Entſchließung vor, in der auf das fort
währende Steigen der notwendigen Bedarfsartikel die bevorſte
hende Verteuerung des Brotpreiſes, der Kohlen und der Miets
w. und der Kartellvorſtand aufgefordert wird, bei denA. D, G. B. unverzüglich vorſtellig zu werden mit dem Erſuchen,
die Reichsſtellen auf die Folgen dieſer unerträglichen Teuerung
aufmerkſam zu machen. Der Referent begründete die Reſolution
und wies vor allen Dingen darauf hin, daß leider die Erſchei-nungen, die man in letzter Zeit in der Arbeiterbewegung kennen
elernt habe, nicht gerade ermutigend für einen Kampf gegen

Lebensmittelverteuerung und Lohnabbau wirke. Wolle man
einen ſolchen Kampf erfolgreich führen, dann müſſe alles Tren
nende aus der Arbeiterklaſſe entfernt und jeder einzelne Arbeiter
und Angeſtellte für die Organiſation gewonnen und zu einem
überzeugten, ſolidariſch handelnden Gewerkſchaftler erzozen
werden.

An das Referat ſchloß ſich eine Diskuſſion. Der
erſte Redner, Kollege Müller (Holzarbeiter), war mit dem
Referat nicht zufrieden. Er erblickt in der Anrufung des A. D.
G. B. und der Reichsregierung nicht das geeignete Mittel zur

Notwendig ſei aber. daß die Zentralinſtanz der Halle l
Abwehr der Preiserhöhungen und der Beſtrebungen auf Lohn-re Die Arbeitsgemeinſchaften, an die ſich der A. D. G. V.



wenden ſolle, ſeien zu benach dem des Kollegen dkämpfen, weil h e Arbeiterſchaft ſeien. Auch
de be 10 i e die Arbei erklärt, verange aber von den Unternehmern, die in den Arbeitsgemein-
ſchaften ſitzen, Verſtändnis die Lage der Arbeiterklaſſe, Red
ner ſchlägt ſchließlich einige Aenderungen an der Reſolution vor.

Kollege Schlimme macht den Vorſchlag, zur Einleitunz
des Kampfes gegen die Angriffe auf die Exiſtenzbedingungen
der Arbeiterſchaft den Kartellvorſtand um 5 Mitglieder zu erwei
tern, die von den Bauarbeitern, den Holzarbeitern, ren Eiſen
bahnern, den Landarbeitern und von der zu delegieren ſeien.
Was e Heſſe rn habe, müſſe unterſtrichen werden;
man dürfe ſich keiner Jlluſion hingeben.
Nachdem dann einige andere Redner in die Debatte

eingegriffen und im Sinne des Referenten geſprochen hatten,
wurde die Reſolution Heſſe mit den vom Kollegen Müller bean-

agten Aenderungen einſtimmig angenommen, ebenſo der Vor-
la h Schlimme: die von ihm in Vorſchlag gebrach

ten Verbände ſollen bis zum 27. Juli ihre Vertreter dem Sekre-
tariat melden. Die angenommene

Reſolution
hat folgenden Wortlaut:

„Die am 22. Juli 1921 in Halle tagende Sitzung desOrtsausſchuſſes des A. D. G. B. und der haſlover
ſtände erklärt ſich mit dem Referat des Kartellvorſtandes ein-
verſtaggen und erklärt:

„Die Preiſe alle notwendigen befinden ſich im Steigen; vom 15. ab tritt
eine erhebliche Verteuerung des Brotes ein. Kohlen und
Miets m ſtehen in Ausſicht. Angeſichts dieſer für

nungdie Arbeit Ut als kunſt,e Arbeiter und eſtellten mehr S n b
d die Arbeitgeberorganiſationenbau der Löhne und i zu beginnen.

Die Verſammlung for den A. D. G. B. auf, die Ge
werkſchaften mobil zu machen, um das Schlimmſte, was der
Arbeiterſchaft bevorſteht, zu verhüten.

Als einziger Au iſt nur eine die Verhältniſſe aus
leichende Lohn- und Gehaltserhöhung möglich. Die nötigen
chritte bei der r ſind ſofort einzuleiten, damitnicht erſt Wochen u onate Hunger und weitere Verelen

ung z ertragen ſind. Sollte egierung nichts tun, um
die Arbeitenden vor der Verelendung ützen, dann hat
der A. D. G. A. die 9 Millionen Gewe n zum Abwehr
am die Un er und die Regierung aufzurufen,

ie Verſammlung nimmt weiter Kenntnis von Tat
ſache, daß die Ar Mitteldeutſchlands in den nationg
len, e n Gew eine ſchaffen wollen, die 9 eine
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Die kommuniſtiche Dreckſchleuder.
Die „Tribüne“ übertrifft jetzt an Gemeinheit faſt noch

den „Klaſſenkampf“ von früher. An Beſchmutzung der Ar-
beiterbewegung leiſtet ſie ſich am Sonnabend ſo widerliches
Jeug, daß keiner der ekelhaften Skribifaxe wagt, für dſe
Nummer vevantwortlich zu zeichnen. Sogar Herrn a
dem allezeit vorgeſpannten, durch Jmmunität geſchützten Ab
geordneten, ſcheint es zuviel geweſen zu ſein. So gibt ſich
dieſes Blatt denn als ein unverantwortlich redigiertes
offen zu erkennen. Wahrſcheinlich wollte es die Ausſagen
des V. K. P. D. Vorſitzenden Brandler in ſeinem Prozeß
beſtätigen, der die kommuniſtiſchen Aufſtände und Gewalt-
daten in Mitteldeutſchland, in Hamburg und Rheinland-
Weſtfalen während der Märztage auf das Konto der un-
verantwortlichen Schreibweiſe der dortigen Parteiblätter ſetzt.
Denn er hob bei feiner Verteidigung wiederholt hervor, daß
in dem ganzen Verbreitungsgebiet der „Roten Fahne“ und
auch dort, wo die „Rote Fahne“ als Kopfblatt erſchienen
iſt, es nirgends zum bewaffneten Aufſtand gekommen iſt. Nach
Mansfeld, ſo ſagt Brandler, kamen „ganze zwei Exemplare
der „Roten Fahne“: nach Halle vielleicht zehn, ebenſo nach
Leuna und dort iſt es zum bewaffneten Aufſtand gekommen.

Bekanntmachung über Mietzinsſteigerungen.

Auf Grund der Anordnung des preußiſchen Miniſters für
Volkswohlfahrt betr. Einführung einer Höchſtgrenze für Miet-in r r vom 9. Dezember 1919 (G. S. 2 187 ff.) und des

eſchluſſes des vom Bezirksausſchuß in Merſeburg gewählten Sach-
verſtändigenAusf uſſes vom 7. Juli 1921 wird für den Bezirk der
Stadtgemeinde Halle folgendes angeordnet:

S 1.
Als Höchſtgrenze für Mietzinsſteigerungen im Sinne des

s 2 der Anordnung vom 9. Dezemder 1919 wird für Wohnungenein Zuſchlag von 50 Prozent, für gewerbliche Räume ein uſstag

von 60 Fr. zu dem am 1. Juli 1914 rereinbart oder ortsüblich
geweſenen Mietzins feſtgeſetzt.

8 2.
Jnſoweit es ſich um Mieträume mit Sammelheizung oder

Warmwaſſerverſorgung handelt und die letzten Mietpreisverein-
barungen nach dem 25. Juni getroffen worden ſind, bleiben wei
tere Beſtimmungen über die Trennung der reinen Grundmiete von
den Koſten für Heizung und Waxmwaſſerverſorgung vorbehalten.

W er Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Bekanntmachung in
raft.

Halle, den 22. Juli 1921. Der Magiſtrat.
Seydel. May.

Stadttheater. Heute, Montag, abends 734 Uhr wird „Das
Dreimäderlhaus“ wiederholt. Dienstag „AltHeidelberg“, Mitt-
woch „Der Roſenkavalier“, Donnerstag „Nachtaſyl“, Freitag zum
Beſten der Wohlfahrtskaſſen des Deutſchen Bühnenvereins und
der Genoſſenſchaft Deutſcher Bühnenangehöriger „Der Vogel
händler“, Sonnabend „Wilhelm Tell“, Sonntag nachmittag
Volksvorſtellung „Prinz von Homburg“, Sonntag abend Der
Roſenkavalier“.

Städtiſches Solbad Wittekind. Jn der Woche vom 24. bis
30. Juli finden folgende Veranſtaltungen ſtatt: Dienstag, Mitt-
woch, Donnerstag, Freitag und Sonnabend von 628 bis 714 Uhr
Frühkönzert; Dienstag und Freitag von 3 bis 634 Uhr Nachmit-
tagskonzert vom Philharmoniſchen Orcheſter unter Leitung des
Obermuſikmeiſters Karl Steuer. Mittwoch von 8 bis 10 Uhr,
Abendkonzert vom Philharmoniſchen Orcheſter unter Leitung des
beliebten Gaſtdirigenten Benno Plätz. Sonnabend, von 8
bis 1024 Uhr, Sonderkonzert vom Philharmoniſchen Orcheſter unter

findet rt von derSang en Muſikmeiſters Ha
Donnerstag werden, wie üblich, von 4 bis 6 Uhr nachmittags und

cheſter unter Leitung des Obermu
führt.

warten tag abend von 7 bis 108 UhrA Auiſchen Bergkapelle unter
uns Teichmann und unter Mitwir-

urgemeiſter-Gefang-Quartetts ſtatt. Amkung des beliebten

r abends Kovon 75 bis 10 rte vom Or-kmeiſters Karl Steuer arg
Abonnenten haben zu allen Konzerten freien Zutritt.

Ein Hallenſer in den n Thgeſtürzt. Aus Heiligenblut
wird gemeldet: Der Touriſt Kurt Holzſtein aus Halle a. Saale
iſt von dem GroßGlockner abgeſtürzt und war auf der Stelle tot.

Großfeuer. Bei der Firma S. Proepper u. Co. in der De
litzſcher Straße brach am Sonnabend nachmittag auf bisher unauf
geklärte Weiſe ein Großſeuer aus, dem das ganze Kohlen und
Holzlager und der dazu gehörige Schuppen zum Opfer fiel. Auch
einige Gebäude wurden leicht beſchädigt. Die Feuerwehr von der
Wache Margaretenſtraße war gleich zur Stelle und vermochte das
Feuer, das in den Brennmaterialien reiche Nahrung fand, auf
r Herd zu beſchränken. Der Schaden wird auf über 250 000

rk geſchätzt.

Geſtern abend kam auf dem Marktplatze eine S
frau zu Fall und z ſich Verni linken Arm aus.
wurde auf eigenen Wunſch mit dem ſtädtiſchen Krankenwagen dem
Eliſabethkrankenhauſe zugeführt. Jn der Lindenſtraße lief
geſtern Vormittag eine 78 Jahre alte Witwe in Unachtſamkeit
gegen einen in Fahrt befindlichen Straßenbahnwagen und wurde
u Boden geworfen. Die Witwe erlitt am Kopfe mehrere Ver-nungen und wurde mit dem Krankenwagen dem Eliſabethkran

kenhauſe zugeführt.
Exploſion im Schaufenſter. e

die in einem Schaufenſter in der Geiſtſtraße ausgelegten
Geſtern Vormittag explodierten

Feuer
werkskörper, Hierbei flog die Schaufenſterſcheibe auf die Straße,
und die im Fenſter ausgelegten Waren verbrannten. Die r

Perſonen ſind nicht zuwehr löſchte den Brand in 10 Minuten.
Schaden gekommen.

Scharfe Schüſſe. Jn letzter Nacht wurden aus der Richtung
Südfriedhof-Artilleriekaſerne mehrere ſcharfe Schüſſe wahrgenom-
men. Die Urſache des Schießens ließ ſich nicht ermitteln.

Kleiner Brand. Geſtern Vormittag wurde die Feuerwehr
zur Veſeitigung eines Kellerbrandes nach Hohe Weg 3 gerufen.

W k=mmwm—=mmw2

Genosse Adolf Braun
vom Parteivorstand Berlin

spricht in Bitterfeld
r Dienstag abend 8 Uhr
in Konzerthaus“,Kaiserstrasse T7.

Provinz und Umgegend

Merſeburg Querfurt Weißenfels Zeitz.
Merſeburg. (Bauarbeiter!) Auf die vom deutſchen

Bauarbeiter-Verband am Dienstag, den 26. Juli, abends 7 Uhr
in der „Funkenburg“ ſtattfindende öffentliche Verſammlung aller
Poliere und Schachtmeiſter mit der Tagesordnung: „Der deutſche
Bauarbeiter-Verband und die Bauwerksmeiſter“ ſei nochmals
hingewieſen

Roßhleben. Aus der Partei.
abgehaltenen Mitgliederverſammlung der S. P. D. erſtattete
Gen. Nolze Bericht von der Bezirkskonferenz in Merſeburg.
Sämtliche Genoſſen waren mit den Ausführungen einverſtanden.
Sodann hielt Gen. JIIner aus Berlin einen wirkungsvollen
Vortrag über unſere gegenwärtige politiſche Lage. Der Referent
childerte in ausgezeichneter Weiſe unſere wirtſchaftliche Lage
nfolge des verlorenen Krieges und der uns von der Entente auf-

erlegten ungeheuren Laſten. Gleichzeitig jedoch wurden die zu
ergreifenden Maßnahmen erörtert, um die Laſten, woran ja das
arbeitende Volk am ſchwerſten zu tragen hat, gerechter wie bis
her zu verteilen. Das Großkapital muß in erſter Linie heran-
gezogen werden. Leider ſcheitern oft die beſten Pläne an der Un-
einigkeit des Proletariats. Es iſt zu wünſchen, daß derartige
Verſammlungen öfter abgehalten werden, gleichfalls aber wäre zu
wünſchen, daß unſere Genoſſen dieſe Verſammlungen zahlreicher
beſuchen möchten. Die heutige Zeit erfordert Erkenntnis auf poli-
tiſchem und wirtſchaftlichem Gebiete und nicht vorkriegszeitliche
Veranſtaltungen, die nur den reaktionären Kreiſen für ihre
Ziele angenehm ſind.

Sangerhauſen Mansfelder See und Gebirgskreis.
Eisleben. Sie taſten, die Taſter! Und können es

nun einmal nicht laſſen, mit dem Gedanken der Monarchie zu
ſpielen. Jrgend ſo ein namenloſer Mitarbeiter im hieſigen
„Tageblatt“, das jetzt übrigens eine ganz gefährliche Konkurrenz
in ſeinem Beſtreben zur Auferweckung des monarchiſtiſchen Gedan-
kens in der „Zeitung“ bekommen hat, iſt ganz traurig über das
Verbleiben des Kabinetts Wirth. Unter der Ueberſchrift „Ein
Seufzer der Erlöſung“ geht es in ſattſam bekannter Weiſe gegen
das parlamentariſche Syſtem los. Sobald aber wirtſchaft-
liche Probleme im ſelben Artikel aufgerollt werden, windet
man ſich unter „Wenn“ und „Aber“, mit dem bekannten „Dies-
ſeits-Jenſeits“, „Einerſeits-Andererſeits“ um eine klare Prägziſion
herum. Dann wird, und das iſt das Schönſte, die angeblich
vorhandene Mißſtimmung gegen das parlamentariſche Syſtem
nicht als der Verſuch einer Rückkehr zur wilhelminiſchen Monarchie
oder freches Wiederauftauchen der Reaktion bezeichnet, ſondern
als ein Taſten des Volkes nach neuen Regierungsformen.
Wie doch ſo fein alles umſchrieben wird. Ach iſt das eine freche

Jn einer am 17. d. Mts.

Geſellſchaft!

Eisleben. Werbevorſtellungen der Volks-
bühne finden heute, Montag, und morgen, Dienstagabend,
tatt. Heute abend gelangt das Jbſenſche Familiendrama „Ge
penſter“ und morgen abend der Schwank „Zwangseinquartie-
rung“ zur Aufführung Der Beſuch und die damit verbundene
gern und Verankerung des Volksbühnengedankens iſt für die

rbeiterſchaft als ſolche eine beſondere Ehrenpflicht. Anſonſten
muß ſie es ſich gefallen laſſen, e vor der Geſchichte im Falle
einer Nichtverwirklichung des Gedankens zur Verantwortung ge-
zogen zu werden.

Beeſenſtedt. Die Räuber, welche im Dezember v. J. ver
ſuchten, den hieſigen Bäckermeiſter Ehrhardt niederzuſchießen, ſind
jetzt in Volkmaritz verhaftet worden. Bemerkenswert iſt der Um-
ſtand, wie dieſelben verhaftet werden konnten. Der dortige
Schweizer auf dem Gut des K r hatte den Räu
bern öfter Obdach gewährt. ſoll auch den Räubern gegenüber
ſeines vielen Geldes wegen renommiert haben. Darauf wurde
von dieſen beſchloſſen, ihren Gaſtgeber zu berauben. Um dieſes
bewerkſtelligen zu können, lockten ſie den Schweizer in die Gaſt-
wirtſchaft. Doch der Alkohol machte einen Strich dazwiſchen. Einer
von der Bande offenbarte im Rauſche dem Schweizer ihr Vor-
haben. Dieſer ſchickte heimlich nach der Landjägerſtation und
traktierte ſeine Gäſte in der Zwiſchenzeit ausgiebig mit Kognak.
Als die Bande feſtgenommen wurde, hatte ſie von früheren Ein
brüchen erhebliche Geldbeträge bei ſich, ſowie modernſte Waffen.
Dem Landjäger gegenüber hat die Bande ſchon fünf Raubanfälleund nd geſtanden. Man wird neugierig ſein, was das
ſaubere Kleeblatt noch alles auf dem Gewiſſen hat.

Guölbzig (Mansf. Seekr.). Am Donnerstag ſprach hier Gen.
Paul Beyerling-Stuttgart in einer öffentlichen Volksver
ſammlung. Zu gleicher Zeit hatte, ohne Wiſſen der Partei, der
Deutſche Landarbeiterverband eine Verſammlung angeſetzt, man

der Vergangenheit der

ders e hin,gramms Gegen der n teren S e I ken dent rs die
wirtſchaftlichen Er betonte, daß Ceſundung dere

r nnte.man n, Kommuniſt vom Freien Landar Le eben und
wollte mit allerlei Ver die Tatſachen der Genoſſen
Beyerling und Richter entkräften, was ihm aberAls im. Schlußwort Ge ling mit ab ver
n der wahrheitsliebende Kommuniſt nun von derildfläche. N einigen Aus nungen des Genoſſen Richter
wurde die ſehr gut beſuchte Verſammlung geſchloſſen. Wie

die letzte Kreis geht es r in unſererwahl gezeigt hat,Sache vorwärts. im e t zur Partei und neue Volksſhkkenicpe. konnten Lncy diesmal wieder verzeichnet werden

Torgau Liebenwerda.
Liebenwerda. Böſe Zungen. Jn der chts

tzung am 21. Juli wurde die Handelsfrau Keh rer aus
aundorf wegen Beleidigung des Landrats Gen. Vogl zu 200

Mark Geldſtrafe oder 20 Tagen Gefängnis verurteilt. Dem
Rebenkläger, Gen. Vogl, wurde die Publikationsbefugnis zuge
ſprochen. Ferner wurde wegen Beleidigung des Vorgendnnten
der Kaufmann Hermann Frieſe in Mühlberg zu 500 Mark Geld

e di e v hen tlich tragen die Z u enichts Beſſeres- zu tun haben, als den Nächſten zu verleumden
etwas in Schweigen zu halten.

Uebigau. (Segen der freien h Wohinuns die freie Wirtſchaft der Kartoffel und des Getreides in die
ſem Jahre hinführen wird, hat uns der vergangene Sonntag
gezeigt. Das hieſige Rittergut ließ am Sonntag morgen Früh-
kartoffeln herausmachen. Der koſtete ſage und ſchreibe
80 Mk. Man ſt tatſächlich neugierig, was der Arbeiter in der
Großſtadt bezahlen ſoll, der noch den Groß und Kleinhbandels-
verdienſt, ſowie die Transportkoſten, Schwund und Ausgrabelohn
bezahlen muß. Jm vorigen Jahre koſtete der Zentner 35 Mk
Der diesjährige Preis bringt uns eine Steigerung von ca. 130
Prozent. Derjenige Arbeiter und Beamte mas nachgewieſen
werden, deſſen Lohn reſp. Gehalt ſich ſeit dem Voriahre um
mehr als das Doppelte geſteigert hat. Dieſe V
ſteigerung iſt ein Wucher ohne gleichen. Dem Profit-
hunger des Agrariers iſt es gleichgültig, ob Tauſende von

roletarierkindern dem Hungertode verfallen. Denn es ſteht ohne
weifel feſt, daß es bei dieſen ungebeuerlichen Preiſen ſo manchem

kinderreichen Familienvater nicht möglich ſein wird, das Lebens
notwendigſte zu beſchaffen.

Hohenleipiſch. Der grobe Moor- und Waldbrand,
der im Umfange von faſt 300 Morgen ſeit 7 Tagen auf unſern
Moorwieſen wütete, kann in der Hauptſache als abgedämmt be
trachtet werden. Dank der umſichtigen Leitung des Landrates
und der tatkräftigen Unterſtützung durch die Forſtbeamten, beſon-
ders des Revierförſters WernerGorden iſt es mit Einſatz der tech
niſchen Nothilfe aus Wittenberg, Dresden und Kirchhain ſowie
mit Hilfe von Kreiseinwohnern und der Feuerwehr von Pleſta
und Kirchhain gelungen, den Brand zu lokaliſieren und den
Staatsforſt zu retten. Für unſere Gemeinde hat dieſer Brand
inſofern einen bitteren Beigeſchmack, als ſie wohl zum Löſchen ver
pflichtet, aber in keiner Weiſe ihren Verpflichtungen nachkam, ſo
daß ſie wohl die Koſten der aus dieſem Grunde herbeigezogenen
techniſchen Nothilfe auf Grund des S 132 des Landesverwaltungs-
geſetzes erſetzen muß.

Elſterwerda. Die Elſterwerdaer Zeitung brachte kürglich das
bisherige Ergebnis des mitteldeutſchen, parlamentariſchen Unter
ſuchungsausſchuſſes für die Märzunruben. Die Ausführungen
endeten mit folgenden Sätzen: „Es iſt fraglich, ob in der kurzen
Zeit von zwei Tagen die Unterſuchungskommiſſion zu dem bis-
herigen Material, das auf einer erſten Unterſuchungsreiſe ge
ſammelt worden war, viel neue Momente erkundet hat. Die
Verhandlungen in Merſeburg und in den Leunawerken ſollen
allein einiges Material erbracht haben, und zwar nur belaſtende
Momente für den Oberpräſidenten Hörſing.“ Lieſt man beide
Sätze genau durch, ſo erkennt man, daß der zweite dem erſten
widerſpricht. Unerhört ſind aber die Worte, daß die Verhand
lungen in den Leunawerken nur belaſtende Momente für den
Oberpräſidenten Hörſing ergeben haben ſollen. Wo jemals kann
man auf die Unparteilichkeit eines Unterſuchungsausſchuſſes ver
trauen, wenn vor der Beendigung deſſen Tätigkeit ein Mitglied

es dürfte wohl der Volksparteiler Heidenreich in Betracht kom
men ſchon ſein fertig gebildetes, abfälliges Urteil veröffent-
licht. Aber es liegt Syſtem in der Sache, unter dem jetzigen
Kurs Stegerwald unſere rn in leitender Stellung möglichſt
bloß zu ſtellen. So iſt es auch uns hier bekannt, daß ein Ge
treidekommiſſär im hieſigen Kreiſe, der, weil ihm wegen allerlei
Vorkommniſſe der Aufkauf für den Kommunalverband entzogen
wurde, unſere Genoſſen in leitender Stelle im Kreiſe betreffend
ihres Verhaltens beim Märzaufſtand in Berlin angezeigt hat.
Und ſolche Fälle gibt es noch mehr.

CEorden. Keſſeltreiben gegen die Beſtätiguns
des Amtsvorſtehers. Ende Mai wäblte der Kreistag de
hieſigen Kreiſes mit allen gegen eine Stimme den in allen Ve
völkerungsſchichten wohlangeſehenen Gaſtwirt Hoffmann zum
Amtsvorſteher. Bis zum heutigen Tage fehlt noch die Beſtäti
gung. Wie wir bören, hat unter Leitung des bisherigen, nicht
wiedergewählten Amtsvorſteher-Stellvertreter, Revierförſter
Richter, das reine Keſſeltreiben gegen die Beſtätigung Hofmann
begonnen. Richter, der den bürgerlichen Parteien angebört, be
nutzt bei ſeinen zahlreichen „Beſchwerdeſchriften“, die von
Schmähungen gegen Hofmann, gegen den Landrat und andere
Kreisbeamten ſtrotzen, als „wertvolles Unterſchriftenmaterial“ die
drei verärgerten Kommuniſten mit Anbang; dieſe ſind nämlich au
den Landrat „böſe“, weil ſie als Amtsvorſteher nicht beſtätigt
worden ſind, und deswegen gönnen ſie auch Hofmann die Würde
eines Amtsvorſtebers nicht. Wir wollen aber boffen, daß ſowohl
der Oberpräſident wie auch der Regierungspräſident nunmebt
bald den Gaſtwirt Hofmann, der das volle Vertrauen aller Par
teien genießt, außer dem der V. K. P. D., als Amtsvorſteher be
ſtätigt. Die Perſon des Beſchwerdeführers iſt hier bekannt; ſoll
ten die Behörden in Magdeburg und Merſeburg ſich ebenfalls
J. eren, ſo empfehlen wir, einmal ein Urteil übet

ichter
in Elſterwerda einzuholen. Wir zweifeln keinen

Amtsvorſtehers Hofmann entſchieden werden.

Naumburg--Eckartsberga.
Kölleda. (Wie es auf einem Schützenfeſt zugebt)

Wie das Kölledaer Blättchen berichtet, hat in dieſem Jahre da
erſte Schützenfeſt wieder ſtattgefunden, das den Feſten vor den
Kriege ähnlich war. Es wurden nämlich große Mengen Fleiſ
und Bier konſumiert. Der Schützenhauptmann Eiffen ſchlachte
zu dem Feſte 1 Kalb, 1 Schwein und 1 Hammel. Dazu w
den rieſige Mengen Kulmbacher Vollbier verſchlemmt. Das we
das Menü für den erſten Tag. Am 2. und 3. Tage mußten
Leutnants das Eſſen liefern. Auch dabei ſoll ein ausgezeichnete
Appetit an den Tag gelegt worden ſein. Hunderte von
dern werden den Zug der mit Orden und ſonſtigem Klimbim be
hangenen Schützen angeſtaunt haben mit glänzenden Augen un
hungrigem Magen. So geht es aber e Völler
auf der einen Seite Hunger auf der anderen. Auch das ſo
vielbeſchäftigte Stadtoberhaupt war bei jedem Früh
zugegen. Ganz beſonders „ergötzlich“ war es anzuſehen,
einige „Ueberpatrioten“, die während des Krieges kaum
Krücken laufen konnten die Gründe hierfür liegen greifbat

wieder im ſtrammen Stechſchritt unter den Klän

Leitung des Gaſtdirigenten und Komponiſten r v. Blon aus
Berlin, der eine Anzahl ſeiner eigenen Tonſchöpfungen (Salon-
ſtücke) zur Aufführung bringen wird. Abonnenten haben zu allen
Konzerten Zutritt ohne zahlung.

Wetterbericht
W.-V. am 25. 7. (Dienstag): Zeitweiſe aufheiternd, meiſtbis trüb, wieder war khihler Regenfälle, teilweiſe mit einigte ſich dahin, daß beide Verſammlungen verſchmolzen wurden.

veztrin: über volitit im wollen wir Frankreich ſchiagen
poli Ereigniſſe wickelten,

Als erſter Referat
Reich und Staat“,

Er ſern de
Si

eine erſtaunliche Rüſtigkeit

einem langiährigen Dienſtvorgeſetzten, Sgrſtme t
e

ment, wie dann die Eingaben Richters betr. Beſtätigung de

eingef
ſtattet
die na
werden
auch
wieder
arbeit
tretun,
gemein
Außen
Arbeit
zu bede
kreiſen

m
ſtelle
die He
Deutſch
zur Fo
macht

unſeren

ein all
nur, da
gemeine
macht.

Reich

ſhäft
häuſer
Zehnfat

Fünff
der neu
Geſellſch
1920 iſt
geſtiege
um der

rechnen.

wirklich
gieruneutf
ſchluß ei

hohen
ur Be
edauer

Amerika
es wär

werden.

a De
reigegekaber en


	Volksstimme
	1921
	Monat
	Tag
	Nr. 171
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]
	1. Beilage zur Volksstimme.
	[Seite 5]
	[Seite 6]







